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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1987 Ausgegeben am 20. März 1987 37. Stück

9 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Weltraumorganisation über den
Beitritt der Republik Österreich zum Übereinkommen der Europäischen Weltraumorga-
nisation sowie die Bedingungen und Modalitäten dieses Beitritts; Übereinkommen zur
Gründung einer Europäischen Weltraumorganisation samt Anlagen
(NR: GP XVI RV 1072 AB 1093 S. 159.)

95 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß der nachstehenden Staatsverträge samt Anlagen wird genehmigt.

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen Weltraumorganisation über
den Beitritt der Republik Österreich zum Übereinkommen der Europäischen Weltraumorganisa-

tion sowie die Bedingungen und Modalitäten dieses Beitritts;

Übereinkommen zur Gründung einer Europäischen Weltraumorganisation samt Anlagen

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND
DER EUROPÄISCHEN
WELTRAUMORGANISA-

TION ÜBER DEN BEI-
TRITT DER REPUBLIK
ÖSTERREICH ZUM
ÜBEREINKOMMEN DER
EUROPÄISCHEN WELT-

RAUMORGANISATION
SOWIE DIE BEDINGUN-
GEN UND MODALITÄ-
TEN DIESES BEITRITTS

Die Republik Österreich und
die Europäische Weltraumorgani-
sation, die durch das am 30. Mai
1975 in Paris zur Unterzeichnung
aufgelegte und am 30. Oktober
1980 in Kraft getretene Überein-
kommen gegründet worden ist
(im folgenden „die Organisation"
genannt) —

IN DER ERWÄGUNG, daß
nach Arikel XXII des Überein-
kommens der Organisation jeder
Staat dem Übereinkommen auf
Grund eines einstimmigen Rats-
beschlusses aller Mitgliedstaaten
beitreten kann;
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IN DER ERWÄGUNG, daß
die Republik Österreich die Mit-
gliedschaft in der Organisation
beantragt hat und daß sich der
Rat der Organisation für den Bei-
tritt der Republik Österreich aus-
gesprochen hat;

IM HINBLICK darauf, daß
die Republik Österreich gemäß
dem am 17. Oktober 1979 in
Wien unterzeichneten und am
1. April 1981 in Kraft getretenen
Abkommen *), das durch das am
12. April 1984 unterzeichnete
und am l.Mai 1985 in Kraft
getretene Abkommen **) ge-
ändert worden ist, die Rechtsstel-
lung eines assoziierten Mitglieds
der Organisation besitzt;

IM HINBLICK auf die zuneh-
mende Mitwirkung der Republik
Österreich an den Tätigkeiten
und Programmen der Organisa-
tion;

IN DER ÜBERZEUGUNG,
daß dieser Beitritt der Erreichung
der im Übereinkommen der
Organisation niedergelegten
Ziele förderlich sein wird;

GESTÜTZT auf die Artikel II,
XIII Absatz 4 und XXII des
Übereinkommens der Organisa-
tion —

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

Gegenstand dieses Abkommens
ist die Festlegung der Bedingun-
gen und Modalitäten für den Bei-
tritt der Republik Österreich zum
Übereinkommen der Organisa-
tion und, im Hinblick darauf, die
Verlängerung des in der Präam-
bel genannten Abkommens vom
17. Oktober 1979, das am
12. April 1984 geändert worden
ist.

Kapitel I — Beitritt

Artikel 2

(1) Die Republik Österreich
wird Mitglied der Organisation

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 93/1981

•*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 150/1985
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und Vertragsstaat des Grün-
dungsübereinkommens.

(2) Die Republik Österreich
nimmt die in diesem Abkommen
niedergelegten Bedingungen des
Beitritts an.

Artikel 3

(1) Gemäß Artikel XXI Absatz
1 tritt das Übereinkommen der
Organisation für die Republik
Österreich an dem Tag in Kraft,
an dem sie ihre Beitrittsurkunde
bei der französischen Regierung
hinterlegt. Die Republik Öster-
reich trifft die erforderlichen
Maßnahmen, damit diese Hinter-
legung bis spätestens 1. Januar
1987 erfolgt; ist die Hinterlegung
an diesem Tag nicht erfolgt, so
können die nachstehenden Bei-
trittsbedingungen und -modalitä-
ten neu ausgehandelt werden.

(2) Ab dem Tage des Beitritts
sind die Bestimmungen des Über-
einkommens der Organisation
und alle vom Rat erlassenen Akte
für die Republik Österreich ver-
bindlich und auf diesen Staat
anwendbar. Die Republik Öster-
reich ist in bezug auf die
Beschlüsse, Vorschriften, Ent-
schließungen oder anderen vom
Rat oder in seinem Auftrag von
einem nachgeordneten Gremium
erlassenen Akte sowie in bezug
auf alle von der Organisation
geschlossenen Übereinkünfte den
anderen Mitgliedstaaten gleich-
gestellt. Infolgedessen wird sie
die sich daraus herleitenden
Grundsätze und Leitlinien befol-
gen und falls erforderlich geeig-
nete Maßnahmen treffen, um ihre
Anwendung sicherzustellen.

(3) Die Republik Österreich
trifft innerhalb einer angemesse-
nen Frist alle geeigneten Maß-
nahmen, um ihre innerstaatlichen
Gesetze und anderen Rechtsvor-
schriften den sich aus ihrem Bei-
tritt zur Organisation ergebenden
Rechten und Pflichten anzuglei-
chen.

Artikel 4

Die Republik Österreich leistet
gemäß Artikel XIII Absatz 4
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Buchstabe a des Übereinkom-
mens der Organisation eine Son-
derzahlung in Höhe von 4 Millio-
nen RE (zum Preisstand von
Mitte 1984 und den 1985 gelten-
den Umrechnungskursen). Diese
Zahlung wird in drei gleichen
Raten 1987, 1988 und 1989 gelei-
stet.

Artikel 5

Der Rückflußkoeffizient wird
auf der für alle Mitgliedstaaten
geltenden Grundlage berechnet.

Artikel 6

Am Tage des Inkrafttretens des
Übereinkommens der Organisa-
tion für die Republik Österreich
wird das Abkommen vom
17. Oktober 1979, das am
12. April 1984 geändert worden
ist, ungültig. Das gleiche gilt für
die zwischen der Republik Öster-
reich und der Organisation
geschlossenen Vereinbarungen
über die Beteiligung der Republik
Österreich an fakultativen Pro-
grammen der Organisation. Die
Rechte und Pflichten der Repu-
blik Österreich als Teilnehmer-
staat dieser Programme regeln
sich nach den einschlägigen
Erklärungen und Durchführungs-
vorschriften.

Kapitel II — Übergangsmaßnah-
men

Artikel 7

(1) Das in der Präambel
genannte Abkommen vom
17. Oktober 1979, das am
12. April 1984 geändert worden
ist, wird unter den nachstehenden
Bedingungen bis zu dem Zeit-
punkt verlängert, in dem das
Übereinkommen der Organisa-
tion für die Republik Österreich
in Kraft tritt, spätestens jedoch
bis zum 31. Dezember 1986:

— die Republik Österreich
beteiligt sich am Nettobe-
trag der im Allgemeinen
Haushalt der Organisation
für 1986 ausgewiesenen fest
zugeordneten gemeinsamen
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Kosten auf der Grundlage
ihres nach Artikel XIII
Absatz 1 des Übereinkom-
mens der Organisation
ermittelten durchschnittli-
chen Volkseinkommens;

— die Republik Österreich
kann sich in den Sitzungen
aller nachgeordneten Gre-
mien des Rates vertreten
lassen;

— die Republik Österreich
wird zum Auswahlverfah-
ren für die neuen wissen-
schaftlichen Projekte hinzu-
gezogen und kann Pro-
grammvorschläge vorlegen
und sich an diesen Projek-
ten beteiligen.

(2) Um eine angemessene
Unterrichtung der Republik
Österreich sicherzustellen, wird
ihr als künftigem Mitgliedstaat
jeder Vorschlag zur Kenntnis
gebracht, der zu einem Beschluß
des Rates der Organisation füh-
ren kann, und die Republik
Österreich kann Stellungnahmen
abgeben. Desgleichen setzt die
Republik Österreich die Organi-
sation von allen bestehenden
internationalen Verpflichtungen
und allen vorgesehenen Beschlüs-
sen in Kenntnis, die sich auf ihre
Verpflichtungen als künftiger
Mitgliedstaat der Organisation
auswirken könnten.

Artikel 8

(1) Dieses Abkommen bedarf
der Ratifikation durch die Repu-
blik Österreich.

(2) Dieses Abkommen tritt am
1. April 1986 in Kraft.

Geschehen zu Paris am
12. Dezember 1985 in zwei
Urschriften in deutscher, engli-
scher und französischer Sprache,
wobei jeder Wortlaut gleicherma-
ßen authentisch ist.

Für die Republik Österreich:

H. Fischer

Für die Europäische Weltraumor-
ganisation:

R. Lüst
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ÜBEREINKOMMEN

ZUR GRÜNDUNG EINER
EUROPÄISCHEN WELT-

RAUMORGANISATION

Die Vertragsstaaten dieses
Übereinkommens —

VON DER ERWÄGUNG
GELEITET, daß der im Bereich
der Weltraumtätigkeiten notwen-
dige personelle, technische und
finanzielle Aufwand die Möglich-
keiten der einzelnen europäi-
schen Staaten übersteigt;

GESTÜTZT auf die von der
Europäischen Weltraumkonfe-
renz am 20. Dezember 1972
angenommene und von der Euro-
päischen Weltraumkonferenz am
31. Juli 1973 bestätigte Entschlie-
ßung, mit der beschlossen wurde,
aus der Europäischen Weltraum-
forschungs-Organisation und der
Europäischen Organisation für
die Entwicklung und den Bau
von Raumfahrzeugträgern eine
neue Organisation mit dem
Namen Europäische Weltraum-
organisation zu bilden und
danach zu streben, die europäi-
schen nationalen Weltraumpro-
gramme so weitgehend und so
rasch wie möglich und sinnvoll in
ein europäisches Weltraumpro-
gramm zu integrieren;

IN DEM WUNSCH, die euro-
päische Zusammenarbeit für aus-
schließlich friedliche Zwecke auf
dem Gebiet der Weltraumfor-
schung, der Weltraumtechnologie
und ihrer weltraumtechnischen
Anwendungen im Hinblick auf
deren Nutzung für die Wissen-
schaft und für operationelle Welt-
raumanwendungssysteme fortzu-
führen und zu verstärken;

IN DEM WUNSCH, zur
Erreichung dieser Ziele eine ein-
zige europäische Weltraumorga-
nisation zu gründen, um die
Wirksamkeit der gesamten euro-
päischen Weltraumanstrengun-
gen durch bessere Nutzung der
derzeit für den Weltraum aufge-
wendeten Mittel zu erhöhen, und
ein europäisches Weltraumpro-
gramm für ausschließlich fried-
liche Zwecke aufzustellen —
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SIND wie folgt ÜBEREINGE-
KOMMEN:

Artikel I

Gründung der Organisation

(1) Hiermit wird eine europäi-
sche Organisation mit dem
Namen Europäische Weltraum-
organisation gegründet; sie wird
im folgenden als „Organisation"
bezeichnet.

(2) Mitglieder der Organisa-
tion, im folgenden als „Mitglied-
staaten" bezeichnet, sind die
Staaten, die nach den Arti-
keln XX und XXII Vertragspar-
teien dieses Übereinkommens
sind.

(3) Alle Mitgliedstaaten beteili-
gen sich an den in Artikel V
Absatz 1 Buchstabe a aufgeführ-
ten obligatorischen Tätigkeiten
und leisten einen Beitrag zu den
in Anlage II genannten fest zuge-
ordneten gemeinsamen Kosten
der Organisation.

(4) Der Sitz der Organisation
befindet sich im Raum Paris.

Artikel II

Zweck

Zweck der Organisation ist es,
die Zusammenarbeit europäischer
Staaten für ausschließlich friedli-
che Zwecke auf dem Gebiet der
Weltraumforschung, der Welt-
raumtechnologie und ihrer welt-
raumtechnischen Anwendungen
im Hinblick auf deren Nutzung
für die Wissenschaft und für ope-
rationelle Weltraumanwendungs-
systeme sicherzustellen und zu
entwickeln,

a) indem sie eine langfristige
europäische Weltraumpoli-
tik ausarbeitet und durch-
führt, den Mitgliedstaaten
Weltraumzielsetzungen
empfiehlt und die Politik
der Mitgliedstaaten in
bezug auf andere nationale
und internationale Organi-
sationen und Einrichtungen
in Einklang bringt;

55



286 37. Stück — Ausgegeben am 20. März 1987 — Nr. 95

b) indem sie Weltraumtätig-
keiten und -programme
ausarbeitet und durchführt;

c) indem sie das europäische
Weltraumprogramm und
die nationalen Programme
koordiniert und indem sie
die letzteren schrittweise
und so vollständig wie mög-
lich in das europäische
Weltraumprogramm inte-
griert, insbesondere hin-
sichtlich der Entwicklung
von Anwendungssatelliten;

d) indem sie die für ihr Pro-
gramm geeignete Industrie-
politik ausarbeitet und
durchführt und den Mit-
gliedstaaten eine einheitli-
che Industriepolitik emp-
fiehlt.

Artikel III

Informationen und Daten

(1) Die Mitgliedstaaten und die
Organisation erleichtern den
Austausch wissenschaftlicher und
technischer Informationen auf
dem Gebiet der Weltraumfor-
schung, der Weltraumtechnologie
und ihrer weltraumtechnischen
Anwendungen; ein Mitgliedstaat
braucht jedoch eine außerhalb
der Organisation erlangte Infor-
mation nicht mitzuteilen, falls
dies nach seiner Auffassung mit
seinen Sicherheitsinteressen, sei-
nen Vereinbarungen mit Dritten
oder mit den Bedingungen, unter
denen die Information erlangt
wurde, nicht vereinbar ist.

(2) Bei der Ausübung ihrer
Tätigkeiten nach Artikel V stellt
die Organisation sicher, daß die
wissenschaftlichen Ergebnisse
nach ihrer Verwendung durch die
für die Versuche verantwortli-
chen Wissenschaftler veröffent-
licht oder auf andere Weise wei-
ten Kreisen zugänglich gemacht
werden. Die sich ergebenden
reduzierten Daten sind Eigentum
der Organisation.

(3) Bei der Vergabe von Aufträ-
gen und dem Abschluß von Über-
einkünften sichert sich die Orga-
nisation hinsichtlich der sich
ergebenden Erfindungen und
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technischen Daten die Rechte,
die zur Wahrung ihrer Interessen
sowie der Interessen der an dem
betreffenden Programm teilneh-
menden Mitgliedstaaten und der
ihrer Hoheitsgewalt unterstehen-
den natürlichen und juristischen
Personen geeignet sind. Hierzu
gehören insbesondere das Recht
auf Zugang, Weitergabe und
Nutzung. Diese Erfindungen und
technischen Daten werden den
Teilnehmerstaaten mitgeteilt.

(4) Erfindungen und technische
Daten, die Eigentum der Organi-
sation sind, werden den Mitglied-
staaten mitgeteilt und können
von diesen Staaten und von den
ihrer Hoheitsgewalt unterstehen-
den natürlichen und juristischen
Personen für ihre eigenen
Zwecke unentgeltlich genutzt
werden.

(5) Der Rat beschließt mit
Zweidrittelmehrheit aller Mit-
gliedstaaten die Einzelvorschrif-
ten für die Anwendung der vor-
stehenden Bestimmungen.

Artikel IV

Austausch von Personen

Die Mitgliedstaaten erleichtern
den Austausch von Personen, die
an Arbeiten im Zuständigkeitsbe-
reich der Organisation beteiligt
sind, soweit dies mit ihren
Gesetzen und sonstigen Vor-
schriften über die Einreise in ihr
Hoheitsgebiet, den Aufenthalt
dort und die Ausreise daraus ver-
einbar ist.

Artikel V

Tätigkeiten und Programme

(1) Die Tätigkeiten der Organi-
sation umfassen obligatorische
Tätigkeiten, an denen alle Mit-
gliedstaaten teilnehmen, und
fakultative Tätigkeiten, an denen
alle Mitgliedstaaten mit Aus-
nahme derjenigen teilnehmen, die
förmlich erklären, an einer Teil-
nahme nicht interessiert zu sein.

a) Im Rahmen der obligatori-
schen Tätigkeiten wird die
Organisation

i) die Durchführung der
grundlegenden Tätig-



288 37. Stück — Ausgegeben am 20. März 1987 — Nr. 95

keiten wie Ausbildung,
Dokumentation, Unter-
suchung künftiger Vor-
haben und technologi-
sche Forschungsarbeit
sicherstellen;

ii) die Ausarbeitung und
Durchführung eines
wissenschaftlichen Pro-
gramms sicherstellen,
das Satelliten und
andere Weltraumsy-
steme umfaßt;

iii) einschlägige Informa-
tionen sammeln und an
die Mitgliedstaaten
weitergeben, auf Lük-
ken und Doppelarbeit
hinweisen und mit Rat
und Tat zur Harmoni-
sierung der internatio-
nalen und der nationa-
len Programme beitra-
gen;

iv) regelmäßige Kontakte
mit den Benutzern von
Weltraumtechniken
unterhalten und sich
über deren Erforder-
nisse auf dem laufenden
halten.

b) Im Rahmen der fakultativen
Tätigkeiten wird die Orga-
nisation nach Maßgabe der
Anlage III die Durchfüh-
rung von Programmen
sicherstellen, die insbeson-
dere folgendes umfassen
können:

i) den Entwurf, die Ent-
wicklung, den Bau, den
Start, das Einbringen in
die Umlaufbahn und
die Kontrolle von Satel-
liten und anderen Welt-
raumsystemen;

ii) den Entwurf, die Ent-
wicklung, den Bau und
den Betrieb von Start-
einrichtungen und
Raumtransportsyste-
men.

(2) Im Bereich der weltraum-
technischen Anwendungen kann
die Organisation gegebenenfalls
Betriebstätigkeiten ausführen; die
hierfür geltenden Bedingungen
werden vom Rat mit der Mehr-
heit aller Mitgliedstaaten festge-
legt. Die Organisation wird in
diesem Rahmen
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a) den betreffenden Betriebs-
organisationen die für sie
nützlichen eigenen Anlagen
zur Verfügung stellen;

b) nach Bedarf für die betref-
fenden Betriebsorganisatio-
nen den Start, das Einbrin-
gen in die Umlaufbahn und
die Kontrolle operationeller
Anwendungssatelliten
durchführen;

c) jede sonstige Tätigkeit aus-
üben, die von Benutzern
beantragt und vom Rat
genehmigt wird.

Die Kosten solcher Betriebstä-
tigkeiten tragen die jeweiligen
Benutzer.

(3) Für die Koordinierung und
Integration der Programme nach
Artikel II Buchstabe c wird die
Organisation von den Mitglied-
staaten rechtzeitig Informationen
über Vorhaben im Zusammen-
hang mit neuen Weltraumpro-
grammen erhalten, Konsultatio-
nen zwischen den Mitgliedstaa-
ten erleichtern, alle notwendigen
Bewertungen durchführen und
geeignete Vorschriften aufstellen,
die vom Rat durch einstimmigen
Beschluß aller Mitgliedstaaten
anzunehmen sind. Die Ziele und
Verfahren der Internationalisie-
rung von Programmen sind in
Anlage IV niedergelegt.

Artikel VI

Anlagen und Dienste

(1) Zur Durchführung der ihr
übertragenen Programme

a) hält die Organisation die
für die Vorbereitung und
Überwachung ihrer Aufga-
ben erforderliche Eigenka-
pazität aufrecht und errich-
tet und betreibt zu diesem
Zweck die für ihre Tätigkei-
ten erforderlichen Nieder-
lassungen und Anlagen;

b) kann die Organisation Son-
dervereinbarungen zur
Durchführung bestimmter
Teile ihrer Programme
durch nationale Einrichtun-
gen in Mitgliedstaaten oder
in Zusammenarbeit mit sol-
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chen Einrichtungen oder
aber zur Übernahme des
Betriebs bestimmter natio-
naler Anlagen durch die
Organisation selbst treffen.

(2) Bei der Durchführung ihrer
Programme bemühen sich die
Mitgliedstaaten und die Organi-
sation, ihre vorhandenen Anlagen
und verfügbaren Dienste optimal
und mit Vorrang zu nutzen und
sie zu rationalisieren; sie werden
daher keine neuen Anlagen oder
Dienste einrichten, ohne vorher
die Möglichkeit der Nutzung der
vorhandenen Mittel geprüft zu
haben.

Artikel VH

Industriepolitik

(1) Die Industriepolitik, die die
Organisation nach Artikel II
Absatz d ausarbeitet und durch-
führt, ist insbesondere dazu
bestimmt,

a) den Erfordernissen des
europäischen Weltraumpro-
gramms und der koordi-
nierten nationalen Welt-
raumprogramme kosten-
wirksam zu entsprechen;

b) die Wettbewerbsfähigkeit
der europäischen Industrie
in der Welt zu verbessern,
in dem sie die Weltraum-
technologie erhält und ent-
wickelt und die Rationali-
sierung und Entwicklung
einer den Markterfordernis-
sen entsprechenden Indu-
striestruktur fördert, wobei
in erster Linie das vorhan-
dene Industriepotential aller
Mitgliedstaaten genutzt
wird;

c) zu gewährleisten, daß alle
Mitgliedstaaten in gerechter
Weise, unter Berücksichti-
gung ihres finanziellen Bei-
trags, an der Durchführung
des europäischen Welt-
raumprogramms und an der
damit zusammenhängenden
Entwicklung der Weltraum-
technologie teilnehmen; ins-
besondere räumt die Orga-
nisation bei der Durchfüh-
rung ihrer Programme der
Industrie aller Mitgliedstaa-
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ten soweit wie möglich Vor-
rang ein und bietet ihr wei-
testgehende Möglichkeiten
zur Teilnahme an der tech-
nologisch interessanten
Arbeit, die für die Organisa-
tion geleistet wird;

d) die Vorteile des offenen
Ausschreibungsverfahrens
in allen Fällen zu nutzen,
sofern dies nicht mit ande-
ren festgelegten Zielen der
Industriepolitik unvereinbar
ist.

Der Rat kann durch einstimmi-
gen Beschluß aller Mitgliedstaa-
ten andere Ziele setzen.

Die Einzelbestimmungen für
die Verwirklichung dieser Ziele
sind in Anlage V und in den Vor-
schriften enthalten, die der Rat
mit Zweidrittelmehrheit aller
Mitgliedstaaten annimmt und
regelmäßig überprüft.

(2) Zur Durchführung ihrer
Programme nimmt die Organisa-
tion soweit wie möglich die Dien-
ste außenstehender Auftragneh-
mer in Anspruch, soweit dies mit
der Aufrechterhaltung ihrer
Eigenkapazität nach Artikel VI
Absatz 1 vereinbar ist.

Artikel VIII

Trägerraketen und andere Raum-
transportsysteme

(1) Bei der Festlegung ihrer
Missionen berücksichtigt die
Organisation die im Rahmen
ihrer Programme, von einem Mit-
gliedstaat oder mit einem bedeu-
tenden Beitrag der Organisation
entwickelten Trägerraketen und
anderen Raumtransportsysteme
und gibt ihrer Verwendung für
geeignete Nutzlasten den Vor-
rang, sofern dies im Vergleich zu
anderen jeweils verfügbaren Trä-
gerraketen oder Raumtransport-
systemen nicht einen unvertretba-
ren Nachteil hinsichtlich Kosten,
Zuverlässigkeit und Missions-
tauglichkeit darstellt.

(2) Umfassen Tätigkeiten oder
Programme nach Artikel V die
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Verwendung von Trägerraketen
oder anderen Raumtransportsy-
stemen, so teilen die Teilnehmer-
staaten dem Rat bei der Vorlage
des betreffenden Programms zur
Genehmigung oder Annahme
mit, welche Trägerrakete oder
welches Raumtransportsystem
vorgesehen ist. Beabsichtigen die
Teilnehmerstaaten im Laufe der
Durchführung eines Programms
eine andere Trägerrakete oder
ein anderes Raumtransportsystem
als ursprünglich vorgesehen zu
verwenden, so entscheidet der
Rat über diese Änderung nach
den gleichen Regeln wie bei der
ersten Genehmigung oder
Annahme des Programms.

Artikel IX

Benutzung der Anlagen, Unter-
stützung der Mitgliedstaaten und

Lieferung von Erzeugnissen

(1) Die Organisation stellt ihre
Anlagen jedem Mitgliedstaat, der
sie für seine eigenen Programme
zu verwenden begehrt, auf dessen
Kosten zur Verfügung, sofern
dadurch die Verwendung der
Anlagen für ihre eigenen Tätig-
keiten und Programme nicht
beeinträchtigt wird. Der Rat legt
mit Zweidrittelmehrheit aller
Mitgliedstaaten die Regeln fest,
nach denen die Anlagen zur Ver-
fügung gestellt werden.

(2) Wollen einzelne oder meh-
rere Mitgliedstaaten ein Vorha-
ben in Angriff nehmen, das
außerhalb der Tätigkeiten und
Programme nach Artikel V,
jedoch innerhalb der Zweckbe-
stimmung der Organisation liegt,
so kann der Rat mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaaten die
Unterstützung durch die Organi-
sation beschließen. Die der Orga-
nisation hieraus entstehenden
Kosten werden von dem oder den
betreffenden Mitgliedstaaten
getragen.

(3) a) Die im Rahmen eines
Programms der Organi-
sation entwickelten
Erzeugnisse werden
jedem Mitgliedstaat
geliefert, der sich an der
Finanzierung des betref-
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fenden Programms betei-
ligt hat und der solche
Erzeugnisse für seine
eigenen Zwecke zu ver-
wenden begehrt.
Der Rat legt mit Zwei-
drittelmehrheit aller Mit-
gliedstaaten die Regeln
fest, nach der solche
Erzeugnisse zu liefern
sind, und insbesondere
die Maßnahmen, die die
Organisation in bezug
auf ihre Auftragnehmer
treffen muß, damit sich
der betreffende Mitglied-
staat die Erzeugnisse
beschaffen kann.

b) Der betreffende Mit-
gliedstaat kann die
Organisation um Mittei-
lung bitten, ob sie die
von den Auftragnehmern
genannten Preise für
gerecht und angemessen
hält und ob sie sie unter
gleichen Voraussetzun-
gen für die Deckung
ihres eigenen Bedarfs als
annehmbar betrachten
würde.

c) Aus der Befriedigung
eines Beschaffungsbe-
gehrens nach diesem
Absatz dürfen der Orga-
nisation keinerlei Mehr-
kosten entstehen; alle
daraus entstehenden
Kosten werden von dem
betreffenden Mitglied-
staat getragen.

Artikel X

Organe

Die Organe der Organisation
sind der Rat und der Generaldi-
rektor, dem ein Mitarbeiterstab
zur Seite steht.

Artikel XI

Der Rat

(1) Der Rat besteht aus Vertre-
tern der Mitgliedstaaten.

(2) Der Rat tritt nach Bedarf
entweder auf Delegierten- oder
Ministerebene zusammen. Die
Tagungen finden am Sitz der

56
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Organisation statt, sofern der Rat
nicht etwas anderes beschließt.

(3) a) Der Rat wählt für eine
Amtszeit von zwei Jah-
ren einen Vorsitzenden
und Stellvertretende
Vorsitzende; sie können
einmal für ein weiteres
Jahr wiedergewählt wer-
den. Der Vorsitzende lei-
tet die Arbeiten des
Rates und sorgt für die
Vorbereitung seiner
Beschlüsse; er unterrich-
tet die Mitgliedstaaten
über Vorschläge zur
Durchführung eines
fakultativen Programms;
er trägt zur Koordinie-
rung der Tätigkeiten der
Organe der Organisation
bei. Er hält in Grund-
satzfragen, die die Orga-
nisation betreffen, Ver-
bindung mit den Mit-
gliedstaaten durch deren
Delegierte im Rat und
bemüht sich, ihre diesbe-
züglichen Auffassungen
miteinander in Einklang
zu bringen. Zwischen
den Tagungen berät er
den Generaldirektor und
erhält von ihm alle erfor-
derlichen Informationen,

b) Dem Vorsitzenden steht
ein Ratsbüro zur Seite,
dessen Zusammenset-
zung der Rat beschließt
und dessen Sitzungen
vom Vorsitzenden anbe-
raumt werden. Das Büro
berät den Vorsitzenden
bei der Vorbereitung der
Ratstagungen.

(4) Tagt der Rat auf Minister-
ebene, so wählt er einen Vorsit-
zenden für die Tagung. Dieser
beraumt die nächste Ministerta-
gung an.

(5) Der Rat nimmt außer den
an anderer Stelle in diesem Über-
einkommen festgelegten Aufga-
ben und im Einklang mit dessen
Bestimmungen folgende Aufga-
ben wahr:

a) Hinsichtlich der Tätigkeiten
und des Programms nach
Artikel V Absatz 1 Buch-
stabe a Ziffern i und ii
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i) genehmigt er durch
Mehrheitsbeschluß aller
Mitgliedstaaten die
Tätigkeiten und das
Programm; die entspre-
chenden Beschlüsse
können nur durch einen
mit Zweidrittelmehrheit
aller Mitgliedstaaten
gefaßten neuen
Beschluß geändert wer-
den;

ii) setzt er durch einstim-
migen Beschluß aller
Mitgliedstaaten die
Höhe der Mittel fest,
die der Organisation
während des nächsten
Fünfjahresabschnitts
zur Verfügung zu stel-
len sind;

iii) setzt er gegen Ende des
dritten Jahres jedes
Fünfjahresabschnittes
nach Überprüfung der
Lage durch einstimmi-
gen Beschluß aller Mit-
gliedstaaten die Höhe
der der Organisation
für den nach Ablauf
dieses dritten Jahres
beginnenden neuen
Fünfjahresabschnitt zur
Verfügung zu stellen-
den Mittel fest;

b) hinsichtlich der Tätigkeiten
nach Artikel V Absatz 1
Buchstabe a Ziffern iii und
iv

i) bestimmt er die Politik
der Organisation für
die Verfolgung ihres
Zwecks;

ii) nimmt er mit Zweidrit-
telmehrheit aller Mit-
gliedstaaten an die Mit-
gliedstaaten gerichtete
Empfehlungen an;

c) hinsichtlich der fakultativen
Programme nach Artikel V
Absatz 1 Buchstabe b

i) nimmt er mit der Mehr-
heit aller Mitgliedstaa-
ten jedes dieser Pro-
gramme an;

ii) bestimmt er gegebenen-
falls im Verlauf ihrer
Durchführung die
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Rangfolge der Pro-
gramme;

d) er legt die jährlichen
Arbeitspläne der Organisa-
tion fest;

e) hinsichtlich der in Anlage II
definierten Haushaltspläne

i) nimmt er mit Zweidrit-
telmehrheit aller Mit-
gliedstaaten den Allge-
meinen Haushaltsplan
der Organisation an;

ii) nimmt er mit Zweidrit-
telmehrheit der Teil-
nehmerstaaten jeden
Programmhaushalts-
plan an;

f) er nimmt mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaa-
ten die Finanzordnung und
alle sonstigen finanziellen
Regelungen der Organisa-
tion an;

g) er verfolgt die Ausgaben für
die obligatorischen und
fakultativen Tätigkeiten
nach Artikel V Absatz 1;

h) er genehmigt und veröffent-
licht die geprüften Jahres-
rechnungen der Organisa-
tion;

i) er nimmt mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaa-
ten die Personalordnung
an;

j) er nimmt mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaa-
ten Vorschriften an, nach
denen unter Berücksichti-
gung der friedlichen
Zwecke der Organisation
die Ermächtigung erteilt
wird, Technologie und
Erzeugnisse, die im Rah-
men der Tätigkeiten der
Organisation oder mit ihrer
Hilfe entwickelt wurden,
aus dem Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten zu verbrin-
gen;

k) er beschließt über die Auf-
nahme neuer Mitgliedstaa-
ten nach Artikel XXII;

1) er beschließt über die nach
Artikel XXIV zu treffenden
Regelungen, wenn ein Mit-
gliedstaat dieses Überein-
kommen kündigt oder seine
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Mitgliedschaft nach Artikel
XVIII verliert;

m) er trifft nach Maßgabe die-
ses Übereinkommens alle
sonstigen für die Erfüllung
des Organisationszwecks
notwendigen Maßnahmen.

(6) a) Jeder Mitgliedstaat hat
im Rat eine Stimme.
Nimmt ein Mitgliedstaat
an einem angenomme-
nen Programm nicht teil,
so ist er bei Abstimmun-
gen über Angelegenhei-
ten, die ausschließlich
dieses Programm betref-
fen, nicht stimmberech-
tigt.

b) Ein Mitgliedstaat ist im
Rat nicht stimmberech-
tigt, wenn die Summe
seiner rückständigen Bei-
träge zur Organisation
für alle Tätigkeiten Und
Programme nach Arti-
kel V, an denen er teil-
nimmt, die für das lau-
fende Rechnungsjahr
festgesetzte Summe sei-
ner Beiträge übersteigt.
Ferner ist ein Mitglied-
staat, dessen rückstän-
dige Beiträge zu einem
der Programme nach
Artikel V Absatz 1 Buch-
stabe a Ziffer ii oder
Buchstabe b, an denen er
teilnimmt, die für das
laufende Rechnungsjahr
festgesetzte Summe sei-
ner Beiträge zu diesem
Programm übersteigen,
im Rat in Fragen, die
sich ausschließlich auf
dieses Programm bezie-
hen, nicht stimmberech-
tigt. In einem solchen
Fall kann der betreffende
Mitgliedstaat jedoch
ermächtigt werden, an
der Abstimmung im Rat
teilzunehmen, wenn eine
Zweidrittelmehrheit aller
Mitgliedstaaten der
Ansicht ist, daß die
Nichtzahlung der Bei-
träge auf Umstände
zurückzuführen ist, auf
die er keinen Einfluß hat.

c) Der Rat ist verhand-
lungs- und beschlußfä-
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hig, wenn in der Sitzung
Delegierte der Mehrheit
aller Mitgliedstaaten
anwesend sind.

d) Soweit dieses Überein-
kommen nicht etwas
anderes vorsieht, bedür-
fen die Beschlüsse des
Rates der einfachen
Mehrheit der vertretenen
und abstimmenden Mit-
gliedstaaten.

e) Bei der Bestimmung der
Einstimmigkeit oder
einer Mehrheit im Sinne
dieses Übereinkommens
wird ein Mitgliedstaat,
der nicht stimmberech-
tigt ist, nicht berücksich-
tigt.

(7) Der Rat gibt sich eine
Geschäftsordnung.

(8) a) Der Rat setzt einen Aus-
schuß für das wissen-
schaftliche Programm
ein, dem er alle das obli-
gatorische wissenschaftli-
che Programm nach
Artikel V Absatz 1 Buch-
stabe a Ziffer ii betref-
fenden Angelegenheiten
überträgt. Er ermächtigt
den Ausschuß, das Pro-
gramm betreffende
Beschlüsse zu fassen;
dies gilt vorbehaltlich der
Zuständigkeit des Rates
für die Festsetzung der
Höhe der Mittel und die
Annahme des Jahres-
haushaltsplans. Der Rat
entscheidet mit Zweidrit-
telmehrheit aller Mit-
gliedstaaten im Einklang
mit diesem Artikel über
den dem Ausschuß für
das wissenschaftliche
Programm zu erteilen-
den Auftrag.

b) Der Rat kann alle sonsti-
gen für den Organisa-
tionszweck erforderli-
chen nachgeordneten
Gremien einsetzen. Über
ihre Einsetzung, den
ihnen zu erteilenden
Auftrag und die Fälle, in
denen sie Entscheidungs-
befugnis haben, entschei-
det der Rat mit Zweidrit-
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telmehrheit aller Mit-
gliedstaaten.

c) Prüft ein nachgeordnetes
Gremium eine Frage, die
sich ausschließlich auf
ein fakultatives Pro-
gramm nach Artikel V
Absatz 1 Buchstabe b
bezieht, so sind Nicht-
teilnehmerstaaten nicht
stimmberechtigt, es sei
denn, daß alle Teilneh-
merstaaten etwas anderes
beschließen.

Artikel XII

Generaldirektor und Personal

(1) a) Der Rat ernennt mit
Zweidrittelmehrheit aller
Mitgliedstaaten einen
Generaldirektor für eine
bestimmte Amtszeit; er
kann ihn mit der glei-
chen Mehrheit aus sei-
nem Amt entlassen.

b) Der Generaldirektor ist
der oberste Bedienstete
der Organisation und ihr
gesetzlicher Vertreter. Er
trifft alle erforderlichen
Maßnahmen für die Lei-
tung der Organisation,
die Durchführung ihrer
Programme, die Anwen-
dung ihrer Politik und
die Erfüllung ihres
Zwecks im Einklang mit
den Weisungen des
Rates. Die Niederlassun-
gen der Organisation
sind ihm unterstellt. Hin-
sichtlich der Finanzver-
waltung der Organisa-
tion handelt er in Über-
einstimmung mit An-
lage II. Er erstattet dem
Rat einen Jahresbericht,
der veröffentlicht wird.
Er kann auch Tätigkei-
ten und Programme
sowie Maßnahmen vor-
schlagen, die zur Erfül-
lung des Zwecks der
Organisation geeignet
sind. Er wohnt den
Tagungen der Organisa-
tion ohne Stimmrecht
bei.
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c) Der Rat kann die Ernen-
nung des Generaldirek-
tors nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens
oder bei einem späteren
Freiwerden des Postens
solange zurückstellen,
wie er es für notwendig
erachtet. In diesem Fall
bestimmt er eine Person
zur Wahrnehmung der
Aufgaben des Generaldi-
rektors und legt deren
Befugnisse und Verant-
wortlichkeiten fest.

(2) Dem Generaldirektor steht
das von ihm für notwendig erach-
tete wissenschaftliche, technische,
Verwaltungs- und Büropersonal
innerhalb des vom Rat bewillig-
ten Rahmens zur Seite.

(3) a) Das leitende Personal im
Sinne der vom Rat gege-
benen Definition wird
auf Empfehlung des
Generaldirektors vom
Rat eingestellt und ent-
lassen. Die vom Rat vor-
genommenen Einstellun-
gen und Entlassungen
bedürfen der Zweidrittel-
mehrheit aller Mitglied-
staaten.

b) Das übrige Personal wird
vom Generaldirektor im
Auftrag des Rates einge-
stellt und entlassen.

c) Die Mitglieder des Per-
sonals werden auf Grund
ihrer Befähigung unter
Berücksichtigung einer
angemessenen Vertei-
lung der Stellen auf
Staatsangehörige der
Mitgliedstaaten einge-
stellt. Die Einstellung
und die Beendigung des
Beschäftigungsverhält-
nisses erfolgen in Über-
einstimmung mit der
Personalordnung.

d) Wissenschaftler, die
nicht zum Personal
gehören und in den Nie-
derlassungen der Orga-
nisation Forschungsar-
beiten ausführen, unter-
stehen dem Generaldi-
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rektor und unterliegen
allen vom Rat angenom-
menen allgemeinen
Bestimmungen.

(4) Die Verantwortlichkeiten
des Generaldirektors und des
Personals gegenüber der Organi-
sation haben ausschließlich inter-
nationalen Charakter. Bei der
Erfüllung ihrer Pflichten dürfen
der Generaldirektor und das Per-
sonal Weisungen von Regierun-
gen oder Stellen außerhalb der
Organisation weder erbitten noch
entgegennehmen. Jeder Mitglied-
staat ist verpflichtet, den interna-
tionalen Charakter der Verant-
wortlichkeiten des Generaldirek-
tors und des Personals zu achten
und nicht zu versuchen, sie bei
der Erfüllung ihrer Pflichten zu
beeinflussen.

Artikel XIII

Finanzielle Beiträge

(1) Jeder Mitgliedstaat beteiligt
sich an den Kosten der Tätigkei-
ten und Programme nach Arti-
kel V Absatz 1 Buchstabe a und
— in Übereinstimmung mit
Anlage II — an den gemeinsamen
Kosten der Organisation nach
Maßgabe eines Beitragsschlüssels,
den der Rat mit Zweidrittelmehr-
heit aller Mitgliedstaaten entwe-
der alle drei Jahre im Zeitpunkt
der in Artikel XI Absatz 5 Buch-
stabe a Ziffer iii vorgesehenen
Überprüfung oder auf einstimmi-
gen Ratsbeschluß aller Mitglied-
staaten, einen neuen Schlüssel
festzulegen, beschließt. Der Bei-
tragsschlüssel wird auf der
Grundlage des durchschnittlichen
Volkseinkommens jedes Mit-
gliedstaates während der letzten
drei Jahre, für die Statistiken ver-
fügbar sind, errechnet. Jedoch

a) ist ein Mitgliedstaat nicht
verpflichtet, mehr als fünf-
undzwanzig vH der Summe
der Beiträge zu entrichten,
die der Rat zur Deckung
dieser Kosten festgesetzt
hat;

b) kann der Rat mit Zweidrit-
telmehrheit aller Mitglied-
staaten beschließen, den
Beitrag eines Mitgliedstaa-
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tes wegen besonderer
Umstände für eine
begrenzte Zeit herabzuset-
zen. Insbesondere gilt es als
besonderer Umstand im
Sinne dieser Bestimmung,
wenn das jährliche Pro-
Kopf-Einkommen eines
Mitgliedstaats unter einem
vom Rat mit gleicher Mehr-
heit zu beschließenden
Betrag liegt.

(2) Jeder Mitgliedstaat beteiligt
sich an den Kosten jedes fakulta-
tiven Programms nach Artikel V
Absatz 1 Buchstabe b, sofern er
nicht förmlich erklärt hat, an
einer Teilnahme nicht interessiert
zu sein, und daher kein Teilneh-
mer ist. Sofern nicht alle Teilneh-
merstaaten etwas anderes
beschließen, wird der Beitrags-
schlüssel für ein Programm auf
der Grundlage des durchschnittli-
chen Volkseinkommens jedes
Teilnehmerstaates während der
drei letzten Jahre, für die Statisti-
ken verfügbar sind, errechnet.
Dieser Schlüssel wird entweder
alle drei Jahre oder auf Beschluß
des Rates, einen neuen Schlüssel
nach Absatz 1 festzulegen, revi-
diert. Jedoch ist ein Teilnehmer-
staat auf Grund dieses Schlüssels
nicht verpflichtet, mehr als fünf-
undzwanzig Prozent der Summe
der Beiträge zu dem betreffenden
Programm zu entrichten. Der
von jedem Teilnehmerstaat zu
entrichtende Beitragssatz muß
jedoch mindestens fünfundzwan-
zig Prozent seines nach Absatz 1
festgesetzten Beitragssatzes ent-
sprechen, sofern nicht alle Teil-
nehmerstaaten bei der Annahme
oder während der Durchführung
des Programms etwas anderes
beschließen.

(3) Den in den Absätzen 1 und
2 genannten Beitragsschlüsseln
sind dieselben statistischen
Systeme zugrunde zu legen; sie
werden in der Finanzordnung
festgelegt.
(4) a) Jeder Staat, der nicht

Vertragspartei des Über-
einkommens zur Grün-
dung einer Europäischen
Weltraumforschungs-
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Organisation oder des
Übereinkommens zur
Gründung einer Euro-
päischen Organisation
für die Entwicklung und
den Bau von Raumfahr-
zeugträgern war und der
Vertragspartei des vorlie-
genden Übereinkom-
mens wird, leistet zusätz-
lich zu seinen Beiträgen
eine Sonderzahlung ent-
sprechend dem Zeitwert
des Vermögens der
Organisation. Die Höhe
dieser Sonderzahlung
wird vom Rat mit Zwei-
drittelmehrheit aller Mit-
gliedstaaten festgesetzt,

b) Die nach Buchstabe a
geleisteten Zahlungen
werden zur Herabset-
zung der Beiträge der
anderen Mitgliedstaaten
verwendet, sofern der
Rat nicht mit Zweidrit-
telmehrheit aller Mit-
gliedstaaten etwas ande-
res beschließt.

(5) Die auf Grund dieses Arti-
kels fälligen Beiträge werden
nach Maßgabe der Anlage II ent-
richtet.

(6) Der Generaldirektor kann
vorbehaltlich etwaiger vom Rat
erteilter Weisungen Schenkungen
und Vermächtnisse für die Orga-
nisation annehmen, sofern sie
nicht an Bedingungen geknüpft
sind, die mit dem Organisations-
zweck unvereinbar sind.

Artikel XIV

Zusammenarbeit

(1) Die Organisation kann auf
Grund von einstimmigen Ratsbe-
schlüssen aller Mitgliedstaaten
mit anderen internationalen
Organisationen und Einrichtun-
gen sowie mit Regierungen,
Organisationen und Einrichtun-
gen von Nichtmitgliedstaaten
zusammenarbeiten und hierzu
Vereinbarungen mit ihnen tref-
fen.

(2) Diese Zusammenarbeit kann
in Form einer Teilnahme von
Nichtmitgliedstaaten oder inter-
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nationalen Organisationen an
einzelnen oder mehreren Pro-
grammen nach Artikel V
Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii
oder Buchstabe b geschehen.
Vorbehaltlich der Beschlüsse
nach Absatz 1 werden die einzel-
nen Bedingungen jeder derarti-
gen Zusammenarbeit jeweils vom
Rat mit Zweidrittelmehrheit der
Teilnehmerstaaten des betreffen-
den Programms festgelegt. Diese
Bedingungen können vorsehen,
daß ein Nichtmitgliedstaat im Rat
stimmberechtigt ist, wenn der Rat
Fragen behandelt, die sich aus-
schließlich auf das Programm
beziehen, an dem der betreffende
Staat teilnimmt.

(3) Diese Zusammenarbeit kann
auch in Form einer Verleihung
der Rechtsstellung eines asso-
ziierten Mitglieds an Nichtmit-
gliedstaaten geschehen, die sich
verpflichten, zumindest zu den
Untersuchungen künftiger Vor-
haben nach Artikel V Absatz 1
Buchstabe a Ziffer i beizutragen.
Die einzelnen Bedingungen jeder
assoziierten Mitgliedschaft wer-
den vom Rat mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaaten
festgelegt.

Artikel XV

Rechtsstellung, Vorrechte und
Immunitäten

(1) Die Organisation besitzt
Rechtspersönlichkeit.

(2) Die Organisation, ihr Perso-
nal und die Sachverständigen
sowie die Vertreter ihrer Mit-
gliedstaaten genießen die Rechts-
stellung, die Vorrechte und die
Immunitäten, die in Anlage I vor-
gesehen sind.

(3) Zwischen der Organisation
und den Mitgliedstaaten, in deren
Hoheitsgebiet der Sitz und die
nach Artikel VI errichteten Nie-
derlassungen der Organisation
liegen, werden entsprechende
Abkommen über den Sitz und die
Niederlassungen geschlossen.
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Artikel XVI

Änderungen

(1) Der Rat kann den Mitglied-
staaten Änderungen dieses Über-
einkommens und der Anlage I
empfehlen. Wünscht ein Mit-
gliedstaat eine Änderung vorzu-
schlagen, so notifiziert er sie dem
Generaldirektor. Dieser Unter-
richtet die Mitgliedstaaten von
jedem ihm notifizierten Ände-
rungsvorschlag spätestens drei
Monate bevor er dem Rat zur
Erörterung vorgelegt wird.

(2) Jede vom Rat empfohlene
Änderung tritt 30 Tage nach dem
Tag in Kraft, an dem die Annah-
menotifikationen aller Mitglied-
staaten bei der französischen
Regierung eingegangen sind.
Diese notifiziert allen Mitglied-
staaten den Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Änderung.

(3) Der Rat kann die übrigen
Anlagen durch einstimmigen
Beschluß aller Mitgliedstaaten
ändern; die Änderungen dürfen
jedoch nicht im Widerspruch zu
diesem Übereinkommen stehen.
Eine Änderung tritt zu dem Zeit-
punkt in Kraft, den der Rat durch
einstimmigen Beschluß aller Mit-
gliedstaaten festlegt. Der Gene-
raldirektor unterrichtet alle Mit-
gliedstaaten von jeder derartigen
Änderung und vom Zeitpunkt
ihres Inkrafttretens.

Artikel XVII

Streitigkeiten

(1) Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehreren Mitgliedstaa-
ten oder zwischen einem Mit-
gliedstaat oder mehreren Mit-
gliedstaaten und der Organisa-
tion über die Auslegung oder
Anwendung dieses Übereinkom-
mens oder seiner Anlagen sowie
jede Streitigkeit nach Arti-
kel XXVI der Anlage I, die nicht
durch die Vermittlung des Rates
beigelegt wird, wird auf Antrag
einer Streitpartei einem Schieds-
gericht unterbreitet.

(2) Soweit die Streitparteien
nichts anderes vereinbaren, regelt
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sich das Schiedsverfahren nach
diesem Artikel und den ergänzen-
den Vorschriften, die der Rat mit
Zweidrittelmehrheit aller Mit-
gliedstaaten beschließt.

(3) Das Schiedsgericht besteht
aus drei Mitgliedern. Jede Streit-
partei benennt einen Schiedsrich-
ter; die beiden ersten Schiedsrich-
ter benennen den dritten Schieds-
richter, der den Vorsitz des
Schiedsgerichts übernimmt. Die
ergänzenden Vorschriften nach
Absatz 2 legen das im Falle einer
nicht fristgemäßen Benennung
anzuwendende Verfahren fest.

(4) Mitgliedstaaten und die
Organisation können, wenn sie
nicht Streitpartei sind, mit
Zustimmung des Schiedsgerichts
am Verfahren teilnehmen, falls
sie nach dessen Ansicht ein
wesentliches Interesse an der Ent-
scheidung des Falles haben.

(5) Das Schiedsgericht
bestimmt seinen Tagungsort und
sein Verfahren.

(6) Die Entscheidung des
Schiedsgerichts wird mit der
Mehrheit seiner Mitglieder
getroffen; diese dürfen sich nicht
der Stimme enthalten. Die Ent-
scheidung ist endgültig und für
alle Streitparteien bindend; ein
Rechtsmittel kann dagegen nicht
eingelegt werden. Die Parteien
haben der Entscheidung unver-
züglich Folge zu leisten. Im Falle
einer Streitigkeit über Inhalt und
Reichweite der Entscheidung
obliegt es dem Schiedsgericht, sie
auf Antrag einer der Parteien aus-
zulegen.

Artikel XVIII

Nichterfüllung von Verpflichtun-
gen

Ein Mitgliedstaat, der seinen
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen nicht nach-
kommt, verliert seine Mitglied-
schaft in der Organisation, wenn
der Rat dies mit Zweidrittelmehr-
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heit aller Mitgliedstaaten
beschließt. In diesem Fall findet
Artikel XXIV Anwendung.

Artikel XIX

Fortbestehen von Rechten und
Pflichten

Mit Inkrafttreten dieses Über-
einkommens übernimmt die
Organisation alle Rechte und
Pflichten der Europäischen Welt-
raumforschungs-Organisation
und der Europäischen Organisa-
tion für die Entwicklung und den
Bau von Raumfahrzeugträgern.

Artikel XX

Unterzeichnung und Ratifikation

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Staaten, die Mitglie-
der der Europäischen Weltraum-
konferenz sind, bis zum
31. Dezember 1975 zur Unter-
zeichnung auf. Die Anlagen sind
Bestandteil des Übereinkommens.

(2) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifikation oder der
Annahme. Die Ratifikations-
oder Annahmeurkunden sind bei
der französischen Regierung zu
hinterlegen.

(3) Nach Inkrafttreten des
Übereinkommens kann ein
Unterzeichnerstaat schon vor der
Hinterlegung seiner Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunde
ohne Stimmrecht an den Tagun-
gen der Organisation teilnehmen.

Artikel XXI

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt
in Kraft, sobald die folgenden
Staaten, die Mitglieder der Euro-
päischen Weltraumforschungs-
Organisation oder der Europäi-
schen Organisation für die Ent-
wicklung und den Bau von
Raumfahrzeugträgern sind, es
unterzeichnet und ihre Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunde bei
der französischen Regierung hin-
terlegt haben: das Königreich
Belgien, das Königreich Däne-
mark, die Bundesrepublik
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Deutschland, die Französische
Republik, die Italienische Repu-
blik, das Königreich der Nieder-
lande, das Königreich Schweden,
die Schweizerische Eidgenossen-
schaft, Spanien und das Verei-
nigte Königreich Großbritannien
und Nordirland. Für einen Staat,
der dieses Übereinkommen nach
seinem Inkrafttreten ratifiziert,
annimmt oder ihm beitritt, tritt
das Übereinkommen an dem Tag
in Kraft, an dem dieser Staat
seine Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde hinterlegt.

(2) Das Übereinkommen zur
Gründung einer Europäischen
Weltraumforschungs-Organisa-
tion und das Übereinkommen zur
Gründung einer Europäischen
Organisation für die Entwicklung
und den Bau von Raumfahrzeug-
trägern treten am Tag des
Inkrafttretens des vorliegenden
Übereinkommens außer Kraft.

Artikel XXII

Beitritt

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann jeder
Staat dem Übereinkommen auf-
grund eines einstimmigen Ratsbe-
schlusses aller Mitgliedstaaten
beitreten.

(2) Ein Staat, der dem Überein-
kommen beizutreten wünscht,
notifiziert dies dem Generaldi-
rektor; dieser unterrichtet die
Mitgliedstaaten von dem Antrag
spätestens drei Monate bevor er
dem Rat zur Beschlußfassung
vorgelegt wird.

(3) Die Beitrittsurkunden sind
bei der französischen Regierung
zu hinterlegen.

Artikel XXIII

Notifikationen

Die französische Regierung
notifiziert allen Unterzeichner-
staaten und beitretenden Staaten

a) den Tag der Hinterlegung
jeder Ratifikations-, Annah-
me- oder Beitrittsurkunde,
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b) den Tag des Inkrafttretens
dieses Übereinkommens
und der Änderungen nach
Artikel XVI Absatz 2,

c) die Kündigung des Über-
einkommens durch einen
Mitgliedstaat.

Artikel XXIV

Kündigung

(1) Nachdem dieses Überein-
kommen sechs Jahre lang in Kraft
gewesen ist, kann ein Mitglied-
staat es durch eine Notifikation
an die französische Regierung
kündigen, die dies den anderen
Mitgliedstaaten und dem Gene-
raldirektor notifiziert. Die Kün-
digung wird mit Ablauf des Rech-
nungsjahres wirksam, das auf
dasjenige folgt, in dem sie der
französischen Regierung notifi-
ziert wurde. Nach Wirksamwer-
den der Kündigung bleibt der
betreffende Staat verpflichtet, sei-
nen Anteil an den Ausgabemitteln
zu tragen, die den Verpflich-
tungsermächtigungen entspre-
chen, die im Rahmen der Haus-
haltspläne, zu denen er beitrug
und die im Zeitpunkt der Notifi-
zierung der Kündigung an die
französische Regierung galten,
sowie im Rahmen vorhergegan-
gener Haushaltspläne genehmigt
und in Anspruch genommen wor-
den waren.

(2) Ein Mitgliedstaat, der das
Übereinkommen kündigt, hat die
Organisation für jeden Vermö-
gensverlust in seinem Hoheitsge-
biet zu entschädigen, sofern nicht
mit der Organisation eine Son-
dervereinbarung über die Weiter-
verwendung dieses Vermögens
durch die Organisation oder die
Fortführung bestimmter Tätigkei-
ten der Organisation im Hoheits-
gebiet dieses Staates getroffen
werden kann. Diese Sonderver-
einbarung bestimmt insbesondere,
inwieweit und zu welchen Bedin-
gungen dieses Übereinkommen
nach Wirksamwerden der Kündi-
gung auf die Weiterverwendung
dieses Vermögens und die Fort-
führung dieser Tätigkeiten wei-
terhin Anwendung findet.
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(3) Der das Übereinkommen
kündigende Mitgliedstaat und die
Organisation legen gemeinsam
die zusätzlichen Verpflichtungen
fest, die der betreffende Staat
gegebenenfalls zu übernehmen
hat.

(4) Der betreffende Staat behält
die Rechte, die er bis zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der
Kündigung erworben hat.

Artikel XXV

Auflösung

(1) Die Organisation ist aufzu-
lösen, wenn sich die Zahl der
Mitgliedstaaten auf weniger als
fünf verringert. Sie kann in
gegenseitigem Einvernehmen der
Mitgliedstaaten jederzeit aufge-
löst werden.

(2) Im Fall der Auflösung
errichtet der Rat eine Liquida-
tionsstelle; diese verhandelt mit
den Staaten, in deren Hoheitsge-
bieten sich zu jenem Zeitpunkt
der Sitz und die Niederlassungen
der Organisation befinden. Die
Rechtspersönlichkeit der Organi-
sation bleibt für die Zwecke der
Liquidation bestehen.

(3) Überschüsse werden zwi-
schen den Staaten verteilt, die zur
Zeit der Auflösung Mitglieder
der Organisation sind, und zwar
im Verhältnis der Beiträge, die sie
seit dem Tag geleistet haben, an
dem sie Vertragspartei dieses
Übereinkommens wurden. Et-
waige Fehlbeträge werden von
diesen Staaten im Verhältnis der
Beiträge gedeckt, mit denen sie
für das dann laufende Rech-
nungsjahr veranschlagt sind.

Artikel XXVI

Registrierung

Die französische Regierung
läßt dieses Übereinkommen,
sobald es in Kraft getreten ist,
nach Artikel 102 der Charta der
Vereinten Nationen bei deren
Sekretariat registrieren.
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ANLAGE I

VORRECHTE UND IMMUNI-
TÄTEN

Artikel I

Die Organisation besitzt
Rechtspersönlichkeit. Sie kann
insbesondere Verträge schließen,
bewegliches und unbewegliches
Vermögen erwerben und veräu-
ßern sowie klagen und verklagt
werden.

Artikel II

Die Gebäude und Räumlich-
keiten der Organisation sind
unbeschadet der Artikel XXII
und XXIII unverletzlich.

Artikel III

Das Archiv der Organisation
ist unverletzlich.

Artikel IV

(1) Die Organisation genießt
Immunität von der Gerichtsbar-
keit und Vollstreckung außer in
folgenden Fällen:

a) Soweit sie durch Beschluß
des Rates im Einzelfall aus-
drücklich darauf verzichtet;
der Rat hat die Pflicht,
diese Immunität aufzuhe-
ben, wenn ihre Aufrechter-
haltung verhindern würde,
daß der Gerechtigkeit
Genüge geschieht, und
wenn sie ohne Beeinträchti-
gung der Interessen der
Organisation aufgehoben
werden kann;

b) im Fall eines von einem
Dritten angestrengten Zivil-
verfahrens wegen Schäden
auf Grund eines Unfalls,
der durch ein der Organisa-
tion gehörendes oder für sie
betriebenes Kraftfahrzeug
verursacht wurde, oder im
Fall eines Verstoßes gegen
Straßenverkehrsvorschrif-
ten, an dem ein solches
Fahrzeug beteiligt ist;

c) im Fall der Vollstreckung
eines nach Artikel XXV
oder XXVI ergangenen
Schiedsspruchs;
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d) im Fall der durch eine
gerichtliche Entscheidung
angeordneten Pfändung
von Gehältern und sonsti-
gen Bezügen, die die Orga-
nisation einem Mitglied des
Personals schuldet.

(2) Das Eigentum und die son-
stigen Vermögenswerte der
Organisation genießen ohne
Rücksicht darauf, wo sie sich
befinden, Immunität von jeder
Form der Beschlagnahme, Einzie-
hung, Enteignung und Zwangs-
verwaltung. Sie genießen eben-
falls Immunität von jedem
behördlichen Zwang und jeder
vorläufigen gerichtlichen Maß-
nahme, sofern diese nicht zur
Verhinderung oder Untersu-
chung von Unfällen, an denen
der Organisation gehörende oder
für sie betriebene Kraftfahrzeuge
beteiligt sind, vorübergehend not-
wendig sind.

Artikel V

(1) Im Rahmen ihrer amtlichen
Tätigkeit sind die Organisation,
ihr Vermögen und ihre Einkünfte
von der direkten Besteuerung
befreit.

(2) Werden von der Organisa-
tion oder für die Organisation
Käufe von erheblichem Wert
getätigt oder Dienstleistungen
von erheblichem Wert in
Anspruch genommen, die für die
Ausübung ihrer amtlichen Tätig-
keit unbedingt erforderlich sind,
und sind bei diesen Käufen oder
Dienstleistungen Steuern oder
sonstige Abgaben im Preis enthal-
ten, so werden — soweit möglich
— von den Mitgliedstaaten geeig-
nete Maßnahmen zur Befreiung
von diesen Steuern und sonstigen
Abgaben oder zu ihrer Erstattung
getroffen.

Artikel VI

Die von der Organisation oder
für die Organisation ein- oder
ausgeführten Waren, die für die
Ausübung ihrer amtlichen Tätig-
keit unbedingt erforderlich sind,
werden von allen Zöllen und son-
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stigen bei der Ein- und Ausfuhr
erhobenen Abgaben sowie von
allen Ein- und Ausfuhrverboten
und -beschränkungen befreit.

Artikel VII

(1) Die amtliche Tätigkeit der
Organisation im Sinne der Artikel
V und VI umfaßt ihre Verwal-
tungshandlungen einschließlich
ihrer Maßnahmen im Bereich der
sozialen Sicherheit und ihre Betä-
tigung auf dem Gebiet der Welt-
raumforschung, der Weltraum-
technologie und ihrer weltraum-
technischen Anwendungen zur
Erfüllung des Zwecks der Orga-
nisation, wie er im Übereinkom-
men festgelegt ist.

(2) Der Rat bestimmt jeweils
nach Konsultation mit den
zuständigen Stellen der betreffen-
den Mitgliedstaaten, inwieweit
andere Anwendungen dieser For-
schung und Technologie sowie
die Tätigkeiten nach Artikel V
Absatz 2 und Artikel IX des
Übereinkommens als Teil der
amtlichen Tätigkeit der Organi-
sation gelten können.

(3) Die Artikel V und VI gelten
nicht für Steuern, Gebühren und
sonstige Abgaben, die lediglich
eine Vergütung für Leistungen
öffentlicher Versorgungsbetriebe
darstellen.

Artikel VIII

Für Waren und Dienstleistun-
gen, die für den persönlichen
Bedarf der Mitglieder des Perso-
nals der Organisation gekauft
oder eingeführt beziehungsweise
erbracht werden, wird eine
Befreiung nach den Artikeln V
oder VI nicht gewährt.

Artikel IX

(1) Waren, die nach Artikel V
erworben oder nach Artikel VI
eingeführt worden sind, dürfen
nur zu den Bedingungen verkauft
oder abgegeben werden, die von
dem Mitgliedstaat, der die Befrei-
ungen gewährt hat, festgelegt
sind.

(2) Der Waren- und Dienstlei-
stungsverkehr zwischen dem Sitz
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und den Niederlassungen der
Organisation, zwischen den Nie-
derlassungen selbst und — soweit
er der Durchführung eines Pro-
gramms der Organisation dient
— zwischen den Niederlassungen
und einer Einrichtung eines Mit-
gliedstaates ist von Abgaben und
Beschränkungen jeder Art be-
freit; soweit erforderlich, treffen
die Mitgliedstaaten alle geeigne-
ten Maßnahmen, um Befreiung
von den Abgaben zu gewähren
oder die Abgaben zu erstatten
oder Beschränkungen aufzuhe-
ben.

Artikel X

Der Verkehr von Veröffentli-
chungen und sonstigem Informa-
tionsmaterial, die von der Orga-
nisation verschickt oder an sie
gesandt werden, unterliegt keiner
Beschränkung.

Artikel XI

Die Organisation darf jede Art
von Geldmitteln, Währungen
oder Wertpapieren entgegenneh-
men und besitzen; sie kann für
alle im Übereinkommen vorgese-
henen Zwecke frei darüber verfü-
gen und in dem zur Erfüllung
ihrer Verpflichtungen erforderli-
chen Umfang in jeder Währung
Konten unterhalten.

Artikel XII

(1) Bei ihrem amtlichen Nach-
richtenverkehr und der Übermitt-
lung aller ihrer Schriftstücke hat
die Organisation Anspruch auf
eine nicht weniger günstige
Behandlung, als sie von den ein-
zelnen Mitgliedstaaten anderen
internationalen Organisationen
gewährt wird.

(2) Der amtliche Nachrichten-
verkehr der Organisation, gleich-
viel mit welchem Nachrichtenmit-
tel, unterliegt nicht der Zensur.

Artikel XIII

Die Mitgliedstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen, um den
Mitgliedern des Personals der
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Organisation die Einreise in ihr
Hoheitsgebiet, den Aufenthalt
dort und die Ausreise daraus zu
erleichtern.

Artikel XIV

(1) Die Vertreter der Mitglied-
staaten genießen bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben sowie
während der Reise zum und vom
Tagungsort folgende Vorrechte
und Immunitäten:

a) Immunität von Festnahme
oder Haft sowie von der
Beschlagnahme ihres per-
sönlichen Gepäcks;

b) Immunität von der
Gerichtsbarkeit, auch nach
Beendigung ihres Auftrags,
bezüglich der von ihnen bei
der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben vorgenommenen
Handlungen einschließlich
ihrer mündlichen und
schriftlichen Äußerungen;
diese Immunität gilt jedoch
nicht im Fall eines Versto-
ßes gegen Straßenverkehrs-
vorschriften durch einen
Vertreter eines Mitglied-
staats oder eines Schadens,
der durch ein ihm gehören-
des oder von ihm geführtes
Kraftfahrzeug verursacht
wurde;

c) Unverletzlichkeit aller ihrer
amtlichen Schriftstücke und
Urkunden;

d) das Recht, Verschlüsselun-
gen zu verwenden, sowie
Urkunden oder sonstige
Schriftstücke durch Sonder-
kurier oder in versiegelten
Behältern zu empfangen;

e) Befreiung für sich und ihre
Ehegatten von allen Einrei-
sebeschränkungen und von
der Meldepflicht für Aus-
länder;

f) die gleichen Erleichterun-
gen hinsichtlich der Wäh-
rungs- und Devisenvor-
schriften wie Vertreter aus-
ländischer Regierungen mit
vorübergehendem amtli-
chem Auftrag;
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g) die gleichen Zollerleichte-
rungen hinsichtlich ihres
persönlichen Gepäcks wie
Diplomaten.

(2) Die Vorrechte und Immuni-
täten werden den Vertretern der
Mitgliedstaaten nicht zu ihrem
persönlichen Vorteil gewährt,
sondern um es ihnen zu ermögli-
chen, ihre Aufgaben bei der
Organisation in voller Unabhän-
gigkeit wahrzunehmen. Ein Mit-
gliedstaat hat deshalb die Pflicht,
die Immunität eines Vertreters
aufzuheben, wenn ihre Aufrecht-
erhaltung verhindern würde, daß
der Gerechtigkeit Genüge
geschieht, und wenn sie ohne
Beeinträchtigung der Zwecke
aufgehoben werden kann, für die
sie gewährt wurde.

Artikel XV

Außer den in Artikel XVI auf-
geführten Vorrechten und Immu-
nitäten genießt der Generaldirek-
tor der Organisation und, wenn
der Posten unbesetzt ist, die zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben
bestimmte Person die gleichen
Vorrechte und Immunitäten wie
Diplomaten vergleichbaren Ran-
ges.

Artikel XVI

Die Mitglieder des Personals
der Organisation

a) genießen, auch nach ihrem
Ausscheiden aus dem
Dienst der Organisation,
Immunität von der
Gerichtsbarkeit hinsichtlich
der von ihnen in Ausübung
ihres Amtes vorgenomme-
nen Handlungen einschließ-
lich ihrer mündlichen und
schriftlichen Äußerungen;
diese Immunität gilt jedoch
nicht im Fall eines Versto-
ßes gegen Straßenverkehrs-
vorschriften durch ein Mit-
glied des Personals der
Organisation oder eines
Schadens, der durch ein ihm
gehörendes oder von ihm
geführtes Kraftfahrzeug
verursacht wurde;
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b) sind von jeder Verpflich-
tung zum Wehrdienst be-
freit;

c) genießen Unverletzlichkeit
aller ihrer amtlichen Schrift-
stücke und Urkunden;

d) genießen dieselbe Befreiung
von den Einwanderungsbe-
schränkungen und der Mel-
depflicht der Ausländer, wie
sie allgemein den Bedienste-
ten internationaler Organi-
sationen gewährt wird; das
gleiche gilt für die in ihrem
Haushalt lebenden Fami-
lienangehörigen;

e) genießen dieselben Vor-
rechte in bezug auf Devi-
senvorschriften, wie sie all-
gemein den Bediensteten
internationaler Organisatio-
nen gewährt werden;

f) genießen im Fall einer inter-
nationalen Krise dieselben
Erleichterungen bei der
Rückführung in ihren Hei-
matstaat wie Diplomaten;
das gleiche gilt für die in
ihrem Haushalt lebenden
Familienangehörigen;

g) haben das Recht, ihre Woh-
nungseinrichtung und ihre
persönlichen Gebrauchsge-
genstände bei Antritt ihres
Dienstes in dem betreffen-
den Mitgliedstaat zollfrei
einzuführen und bei Been-
digung ihres Dienstes in
diesem Mitgliedstaat zoll-
frei wieder auszuführen;
dies gilt vorbehaltlich der
Bedingungen, die der Mit-
gliedstaat, in dessen
Hoheitsgebiet dieses Recht
ausgeübt wird, bei der Ein-
oder Ausfuhr für erforder-
lich erachtet.

Artikel XVII

Sachverständige, die nicht Mit-
glieder des Personals im Sinne
des Artikels XVI sind, genießen
während ihrer dienstlichen Tätig-
keit im Zusammenhang mit der
Organisation oder bei der Durch-
führung von Aufträgen für die
Organisation, einschließlich der
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bei dieser Tätigkeit oder diesen
Aufträgen durchgeführten Rei-
sen, folgende Vorrechte und
Immunitäten, soweit diese für die
Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-
derlich sind:

a) Immunität von der
Gerichtsbarkeit hinsichtlich
der von ihnen in Erfüllung
ihrer Aufgaben vorgenom-
menen Handlungen, ein-
schließlich ihrer mündlichen
und schriftlichen Äußerun-
gen, außer im Fall eines
Verstoßes gegen Straßen-
verkehrsvorschriften durch
einen Sachverständigen
oder eines Schadens, der
durch ein ihm gehörendes
oder von ihm geführtes
Kraftfahrzeug verursacht
wurde; die Sachverständi-
gen genießen diese Immuni-
tät auch nach Beendigung
ihrer Tätigkeit bei der
Organisation;

b) Unverletzlichkeit aller ihrer
amtlichen Schriftstücke und
Urkunden;

c) dieselben Erleichterungen
in bezug auf Währungs-
und Devisenvorschriften
sowie auf ihr persönliches
Gepäck wie die Bedienste-
ten ausländischer Regierun-
gen mit vorübergehendem
amtlichen Auftrag.

Artikel XVIII

(1) Nach Maßgabe der vom Rat
festgelegten Bedingungen und
Verfahrensregeln sind der Gene-
raldirektor und die Mitglieder
des Personals der Organisation
für die von dieser gezahlten
Gehälter und sonstigen Bezüge
steuerpflichtig zugunsten der
Organisation. Diese Gehälter und
sonstigen Bezüge sind von der
staatlichen Einkommensteuer be-
freit; die Mitgliedstaaten behalten
jedoch das Recht, diese Gehälter
und sonstigen Bezüge bei der
Festsetzung des auf Einkommen
aus anderen Quellen zu erheben-
den Steuerbetrags zu berücksich-
tigen.

(2) Absatz 1 findet keine
Anwendung auf Renten und
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Ruhegehälter, die von der Orga-
nisation an ehemalige Generaldi-
rektoren und Mitglieder des Per-
sonals gezahlt werden.

Artikel XIX

Die Artikel XVI und XVIII
finden auf alle Personalgruppen
Anwendung, für die die Personal-
ordnung der Organisation gilt.
Der Rat bestimmt die Gruppen
von Sachverständigen, auf die
Artikel XVII Anwendung findet.
Die Namen, Dienstbezeichnun-
gen und Anschriften der in die-
sem Artikel bezeichneten Mitglie-
der des Personals und Sachver-
ständigen werden den Mitglied-
staaten von Zeit zu Zeit mitge-
teilt.

Artikel XX

Errichtet die Organisation ein
eigenes System der sozialen
Sicherheit, so sind die Organisa-
tion, ihr Generaldirektor und die
Mitglieder ihres Personals vorbe-
haltlich der nach Artikel XXVIII
mit den Mitgliedstaaten geschlos-
senen Abkommen von sämtlichen
Pflichtbeiträgen an staatliche
Sozialversicherungsträger befreit.

Artikel XXI

(1) Die in dieser Anlage vorge-
sehenen Vorrechte und Immuni-
täten werden dem Generaldirek-
tor, den Mitgliedern des Perso-
nals und Sachverständigen der
Organisation nicht zu ihrem per-
sönlichen Vorteil gewährt. Sie
sind lediglich zu dem Zweck vor-
gesehen, unter allen Umständen
die ungehinderte Tätigkeit der
Organisation und die volle Unab-
hängigkeit der Personen, denen
sie gewährt sind, zu gewährlei-
sten.

(2) Der Generaldirektor hat die
Pflicht, die Immunität aufzuhe-
ben, wenn ihre Aufrechterhaltung
verhindern würde, daß der
Gerechtigkeit Genüge geschieht,
und wenn sie ohne Beeinträchti-
gung der Interessen der Organi-
sation aufgehoben werden kann.
Für die Aufhebung der Immunität
des Generaldirektors ist der Rat
zuständig.
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Artikel XXII

(1) Die Organisation wird
jederzeit mit den zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten
zusammenarbeiten, um eine ord-
nungsgemäße Rechtspflege zu
erleichtern, die Einhaltung der
Polizeivorschriften, der Vor-
schriften über den Umgang mit
Sprengstoffen und leicht ent-
zündlichem Material, der
Gesundheits-, der Arbeitsauf-
sichts- und ähnlicher staatlicher
Rechtsvorschriften zu gewährlei-
sten und jeden Mißbrauch der in
dieser Anlage vorgesehenen Vor-
rechte, Immunitäten und Erleich-
terungen zu verhindern.

(2) Die Einzelheiten der
Zusammenarbeit nach Absatz 1
können in den in Artikel XXVIII
bezeichneten Ergänzungsabkom-
men festgelegt werden.

Artikel XXIII

Jeder Mitgliedstaat behält das
Recht, alle im Interesse seiner
Sicherheit notwendigen Vor-
sichtsmaßnahmen zu ergreifen.

Artikel XXIV

Ein Mitgliedstaat ist nicht ver-
pflichtet, seinen eigenen Staatsan-
gehörigen oder Personen, die im
Zeitpunkt ihres Dienstantritts in
diesem Mitgliedstaat ihren ständi-
gen Aufenthalt haben, die Vor-
rechte und Immunitäten nach den
Artikeln XIV und XV, Arti-
kel XVI Buchstaben b, e und g
und Artikel XVII Buchstabe c zu
gewähren.

Artikel XXV

(1) In allen schriftlichen Verträ-
gen, die nicht gemäß der Perso-
nalordnung geschlossen werden,
hat die Organisation ein Schieds-
verfahren vorzusehen. Die
Schiedsklausel oder die zu diesem
Zweck geschlossene besondere
Schiedsvereinbarung hat das
anwendbare Recht und den Staat
anzugeben, in dem die Schieds-
richter zusammentreten. Das
Schiedsverfahren richtet sich
nach dem in diesem Staat ange-
wandten Verfahren.
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(2) Die Vollstreckung des
Schiedsspruchs richtet sich nach
den Rechtsvorschriften des Staa-
tes, in dessen Hoheitsgebiet er
vollstreckt wird.

Artikel XXVI

Jeder Mitgliedstaat kann dem
in Artikel XVII des Übereinkom-
mens vorgesehenen internationa-
len Schiedsgericht jede Streitig-
keit unterbreiten,

a) die einen durch die Organi-
sation verursachten Scha-
den betrifft,

b) die sich aus einer anderen
nichtvertraglichen Ver-
pflichtung der Organisation
ergibt,

c) an der der Generaldirektor,
ein Mitglied des Personals
oder ein Sachverständiger
der Organisation beteiligt
ist und für die der Betref-
fende nach Artikel XV,
Artikel XVI Buchstabe a
oder Artikel XVII Buch-
stabe a Anspruch auf Immu-
nität von der Gerichtsbar-
keit hat, sofern diese Immu-
nität nicht nach Arti-
kel XXI aufgehoben wird.
In Streitigkeiten, in denen
die Immunität von der
Gerichtsbarkeit nach Arti-
kel XVI Buchstabe a oder
Artikel XVII Buchstabe a in
Anspruch genommen wird,
tritt für dieses Schiedsver-
fahren die Haftung der
Organisation an die Stelle
der Haftung der betreffen-
den Person.

Artikel XXVII

Die Organisation trifft geeig-
nete Vorsorge zur zufriedenstel-
lenden Regelung von Streitigkei-
ten, die zwischen der Organisa-
tion und dem Generaldirektor,
Mitgliedern des Personals oder
Sachverständigen bezüglich ihrer
Dienstbedingungen entstehen.

Artikel XXVIII

Die Organisation kann auf
Beschluß des Rates mit einzelnen
oder mehreren Mitgliedstaaten
Ergänzungsabkommen zur
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Durchführung dieser Anlage in
bezug auf diesen Staat oder diese
Staaten sowie sonstige Vereinba-
rungen schließen, um eine wirk-
same Tätigkeit der Organisation
und den Schutz ihrer Interessen
zu gewährleisten.

ANLAGE II

FINANZIELLE BESTIMMUN-
GEN

Artikel I

(1) Das Rechnungsjahr der
Organisation läuft vom 1. Januar
bis zum 31. Dezember desselben
Jahres.

(2) Der Generaldirektor sendet
den Mitgliedstaaten bis zum
1. September jedes Jahres

a) den Entwurf eines Allge-
meinen Haushaltsplans,

b) die Entwürfe von Pro-
grammhaushaltsplänen.

(3) Der Allgemeine Haushalts-
plan umfasst

a) einen Ausgabenteil, der die
Ausgabenvoranschläge für
die Tätigkeiten nach Arti-
kel V Absatz 1 Buchstabe a
Ziffern i, iii und iv des
Übereinkommens ein-
schließlich der fest zugeord-
neten gemeinsamen Kosten
sowie für die nicht fest
zugeordneten gemeinsamen
Kosten und die Unterstüt-
zungskosten für die Pro-
gramme nach Artikel V
Absatz 1 Buchstabe a Zif-
fer ii und Buchstabe b des
Übereinkommens ausweist;
die fest zugeordneten und
die nicht fest zugeordneten
gemeinsamen Kosten und
die Programmunterstüt-
zungskosten sind in der
Finanzordnung definiert;
die Ansätze werden nach
Tätigkeitsarten und allge-
meinen Titeln gegliedert;

b) einen Einnahmenteil, der
ausweist:

i) die Beiträge aller Mit-
gliedstaaten zu den
Ausgaben für die Tätig-
keiten nach Artikel V
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Absatz 1 Buchstabe a
Ziffern i, iii und iv des
Übereinkommens ein-
schließlich der fest
zugeordneten gemein-
samen Kosten;

ii) die Beiträge der Teil-
nehmerstaaten zu den
nach Maßgabe der
Finanzordnung auf die
Programme nach Arti-
kel V Absatz 1 Buch-
stabe a Ziffer ii und
Buchstabe b des Über-
einkommens entfallen-
den nicht fest zugeord-
neten gemeinsamen
Kosten und Unterstüt-
zungskosten;

iii) sonstige Einnahmen.

(4) Jeder Programmhaushalts-
plan umfaßt

a) einen Ausgabenteil, der aus-
weist:

i) die veranschlagten
direkten Ausgaben für
das betreffende Pro-
gramm, gegliedert nach
allgemeinen Titeln nach
Maßgabe der Finanz-
ordnung;

ii) die veranschlagten nicht
fest zugeordneten
gemeinsamen Kosten
und Unterstützungsko-
sten für das Programm;

b) einen Einnahmenteil, der
ausweist:

i) die Beiträge der Teil-
nehmerstaaten zu den
unter Buchstabe a Zif-
fer i bezeichneten
direkten Ausgaben;

ii) sonstige Einnahmen;
iii) erinnerungshalber die

Beiträge der Teilneh-
merstaaten zu den
unter Buchstabe a Zif-
fer ii bezeichneten nicht
fest zugeordneten ge-
meinsamen Kosten und
Unterstützungskosten
nach Maßgabe des All-
gemeinen Haushalts-
plans.

(5) Die Genehmigung des All-
gemeinen Haushaltsplans und der
Programmhaushaltspläne durch
den Rat erfolgt vor Beginn jedes
Rechnungsjahres.
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(6) Die Vorbereitung und
Durchführung des Allgemeinen
Haushaltsplans und der Pro-
grammhaushaltspläne erfolgt
nach Maßgabe der Finanzord-
nung.

Artikel II

(1) Wenn die Umstände es
erfordern, kann der Rat den
Generaldirektor ersuchen, ihm
einen geänderten Haushaltsplan
vorzulegen.

(2) Eine Entscheidung, deren
Durchführung zusätzliche Ausga-
ben erfordert, gilt erst dann als
genehmigt, wenn der Rat einen
vom Generaldirektor vorgelegten
Voranschlag über die zusätzli-
chen Ausgaben genehmigt hat.

Artikel III

(1) Der Generaldirektor nimmt,
wenn er vom Rat darum ersucht
wird, in den Allgemeinen Haus-
haltsplan oder in den betreffen-
den Programmhaushaltsplan Aus-
gabenvoranschläge für die fol-
genden Jahre auf.

(2) Bei der Annahme der Jah-
reshaushaltspläne der Organisa-
tion prüft der Rat erneut die
Höhe der Mittel und nimmt unter
Berücksichtigung der Schwan-
kungen des Preisniveaus und
etwaiger unvorhergesehener Än-
derungen während der Durch-
führung der Programme die
erforderlichen Anpassungen vor.

Artikel IV

(1) Die genehmigten Ausgaben
für die Tätigkeiten nach Arti-
kel V des Übereinkommens wer-
den durch nach Artikel XIII des
Übereinkommens festgesetzte
Beiträge gedeckt.

(2) Tritt ein Staat dem Überein-
kommen nach dessen Arti-
kel XXII bei, so werden die Bei-
träge der anderen Mitgliedstaa-
ten neu festgesetzt. Ein neuer
Beitragsschlüssel, der an einem
vom Rat zu beschließenden Tag
in Kraft tritt, wird auf der Grund-
lage der Statistiken über das
Volkseinkommen für die Jahre,
die dem derzeitigen Beitrags-
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Schlüssel zugrunde liegen, festge-
legt. Gegebenenfalls werden
Rückzahlungen vorgenommen,
damit die von allen Mitgliedstaa-
ten für das laufende Jahr gezahl-
ten Beiträge dem Beschluß des
Rates entsprechen.

(3) a) Die Einzelheiten der Bei-
tragsentrichtung zur
Deckung des laufenden
Finanzbedarfs der Orga-
nisation werden in der
Finanzordnung festge-
legt.

b) Der Generaldirektor teilt
den Mitgliedstaaten die
Höhe ihrer Beiträge und
die Zahlungstermine mit.

Artikel V

(1) Die Haushaltspläne der
Organisation werden in Rech-
nungseinheiten aufgestellt. Eine
Rechnungseinheit entspricht
0,88867088 Gramm Feingold; der
Rat kann durch einstimmigen
Beschluß aller Mitgliedstaaten
eine andere Definition der Rech-
nungseinheit festlegen.

(2) Jeder Mitgliedstaat zahlt
seine Beiträge in seiner eigenen
Währung.

Artikel VI

(1) Der Generaldirektor sorgt
für eine ordnungsgemäße Buch-
führung über alle Einnahmen und
Ausgaben. Am Ende jedes Rech-
nungsjahres stellt der Generaldi-
rektor nach Maßgabe der Finanz-
ordnung getrennte Jahresrech-
nungen für jedes Programm nach
Artikel V des Übereinkommens
auf.

(2) Die Haushaltsrechnung, der
Haushalt und das Finanzgebaren
sowie alle sonstigen Maßnahmen
mit finanziellen Auswirkungen
werden von einer Rechnungsprü-
fungskommission geprüft. Der
Rat bestimmt mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaaten
diejenigen Mitgliedstaaten, die in
angemessenem Wechsel aufzufor-
dern sind, Rechnungsprüfer für
diese Kommission zu benennen,
und zwar vorzugsweise Beamte
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ihres höheren Dienstes; mit der
gleichen Mehrheit bestellt der
Rat aus dem Kreis der Rech-
nungsprüfer einen Vorsitzenden
der Kommission für die Dauer
von höchstens drei Jahren.

(3) Der Zweck der Rechnungs-
prüfung, die an Hand von Bele-
gen und nötigenfalls an Ort und
Stelle erfolgt, besteht darin, fest-
zustellen, daß die Ausgaben den
Mittelansätzen der Haushalts-
pläne entsprechen und daß die
Buchungen vorschriftsmäßig und
richtig sind. Die Kommission
berichtet ferner über die wirt-
schaftliche Verwaltung der Mittel
der Organisation. Am Ende jedes
Rechnungsjahres erstellt die
Kommission einen Bericht, den
sie mit der Mehrheit ihrer Mit-
glieder annimmt und dann dem
Rat zuleitet.

(4) Die Rechnungsprüfungs-
kommission nimmt alle sonstigen
Aufgaben wahr, die in der
Finanzordnung aufgeführt sind.

(5) Der Generaldirektor erteilt
den Rechnungsprüfern alle Aus-
künfte und gewährt ihnen jede
Hilfe, deren sie zur Erfüllung
ihrer Aufgaben bedürfen.

ANLAGE III

FAKULTATIVE PRO-
GRAMME NACH ARTIKEL V
ABSATZ 1 BUCHSTABE b

DES ÜBEREINKOMMENS

Artikel I

(1) Wird ein Vorschlag für die
Durchführung eines fakultativen
Programms nach Artikel V
Absatz 1 Buchstabe b des Über-
einkommens vorgelegt, so über-
mittelt der Vorsitzende des Rates
den Vorschlag allen Mitgliedstaa-
ten zur Prüfung.

(2) Sobald der Rat nach Arti-
kel XI Absatz 5 Buchstabe c Zif-
fer i des Übereinkommens die
Durchführung eines fakultativen
Programms im Rahmen der
Organisation angenommen hat,
hat jeder Mitgliedstaat, der nicht
an dem Programm teilzunehmen
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beabsichtigt, innerhalb von drei
Monaten förmlich zu erklären,
daß er an einer Teilnahme nicht
interessiert ist; die Teilnehmer-
staaten arbeiten eine Erklärung
aus, die vorbehaltlich des Arti-
kels III Absatz 1 ihre Verpflich-
tungen in bezug auf folgendes
festlegt:

a) die einzelnen Phasen des
Programms;

b) die Bedingungen seiner
Durchführung einschließ-
lich des Zeitplans, des ver-
anschlagten Finanzrahmens
und der veranschlagten
Finanzteilrahmen für die
Phasen des Programms
sowie alle sonstigen Bestim-
mungen über die Leitung
und Durchführung des Pro-
gramms;

c) den nach Artikel XIII
Absatz 2 des Übereinkom-
mens bestimmten Beitrags-
schlüssel;

d) die Geltungsdauer und
Höhe der ersten festen
finanziellen Verpflichtung.

(3) Die Erklärung wird dem
Rat zur Kenntnisnahme zugelei-
tet; gleichzeitig wird ihm ein Ent-
wurf von Durchführungsvor-
schriften zur Genehmigung vor-
gelegt.

(4) Kann ein Teilnehmerstaat
die Bestimmungen der Erklärung
und der Durchführungsvorschrif-
ten nicht innerhalb der in der
Erklärung festgesetzten Frist
annehmen, so verliert er seine
Eigenschaft als Teilnehmerstaat.
Andere Mitgliedstaaten können
später Teilnehmerstaaten werden,
indem sie diese Bestimmungen
nach Maßgabe der mit den Teil-
nehmerstaaten festzulegenden
Bedingungen annehmen.

Artikel II

(1) Das Programm wird nach
Maßgabe des Übereinkommens
und, sofern nicht in dieser Anlage
oder in den Durchführungsvor-
schriften etwas anderes bestimmt
ist, nach den in der Organisation
geltenden Vorschriften und Ver-
fahren durchgeführt. Die
Beschlüsse des Rates werden
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nach Maßgabe dieser Anlage und
der Durchführungsvorschriften
gefaßt. Sofern diese Anlage oder
die Durchführungsvorschriften
keine besonderen Bestimmungen
enthalten, finden die im Überein-
kommen oder in der Geschäfts-
ordnung des Rates niedergeleg-
ten Abstimmungsvorschriften
Anwendung.

(2) Beschlüsse über den Beginn
einer neuen Phase werden mit
Zweidrittelmehrheit aller Teil-
nehmerstaaten gefaßt, vorausge-
setzt, daß diese Mehrheit minde-
stens zwei Drittel der Beiträge zu
dem Programm vertritt. Kann ein
Beschluß über den Beginn einer
neuen Phase nicht gefaßt werden,
so konsultieren die Teilnehmer-
staaten, die das Programm den-
noch fortzusetzen wünschen, ein-
ander und treffen Vorkehrungen
für die Fortsetzung. Sie berichten
dem Rat darüber, der alle eventu-
ell erforderlichen Maßnahmen
trifft.

Artikel III

(1) Umfaßt das Programm eine
Projektdefinitionsphase, so set-
zen die Teilnehmerstaaten nach
Abschluß der Phase die Kosten
des Programms neu fest. Zeigt
diese Neufestsetzung, daß die
Kosten den in Artikel I bezeich-
neten veranschlagten Finanzrah-
men um mehr als 20 Prozent
überschreiten, so kann jeder Teil-
nehmerstaat von dem Programm
zurücktreten. Die Teilnehmer-
staaten, die das Programm den-
noch fortzusetzen wünschen,
konsultieren einander und treffen
Vorkehrungen für die Fortset-
zung. Sie berichten dem Rat dar-
über, der alle eventuell erforderli-
chen Maßnahmen trifft.

(2) Während jeder in der Erklä-
rung festgelegten Phase nimmt
der Rat mit Zweidrittelmehrheit
aller Teilnehmerstaaten Jahres-
haushaltspläne innerhalb des ent-
sprechenden Finanzrahmens oder
der entsprechenden Finanzteil-
rahmen an.

(3) Der Rat legt ein Verfahren
fest, nach dem der Finanzrahmen
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oder die Finanzteilrahmen im Fall
von Schwankungen des Preisni-
veaus geändert werden können.

(4) Muß der Finanzrahmen
oder ein Finanzteilrahmen aus
anderen als den in den Absät-
zen 1 und 3 genannten Gründen
geändert werden, so wenden die
Teilnehmerstaaten folgendes
Verfahren an:

a) Ein Teilnehmerstaat ist
nicht berechtigt, von dem
Programm zurückzutreten,
sofern nicht die Kosten-
überschreitung insgesamt
um mehr als 20 Prozent
über dem anfänglichen
Finanzrahmen oder dem
nach Absatz 1 geänderten
Rahmen liegt.

b) Liegt die Kostenüberschrei-
tung insgesamt um mehr als
20 Prozent über dem ent-
sprechenden Finanzrahmen,
so kann jeder Teilnehmer-
staat von dem Programm
zurücktreten. Diejenigen
Staaten, die das Programm
dennoch fortzusetzen wün-
schen, konsultieren einan-
der, treffen Vorkehrungen
für die Fortsetzung und
berichten dem Rat darüber,
der alle eventuell erforderli-
chen Maßnahmen trifft.

Artikel IV

Die Organisation, die für die
Teilnehmerstaaten handelt, ist
Eigentümerin der im Rahmen des
Programms geschaffenen Satelli-
ten, Weltraumsysteme und sonsti-
gen Gegenstände sowie der zur
Durchführung des Programms
erworbenen Anlagen und Ausrü-
stungen. Über Eigentumsübertra-
gungen entscheidet der Rat.

Artikel V

(1) Die Kündigung des Über-
einkommens durch einen Mit-
gliedstaat gilt als Rücktritt dieses
Mitgliedstaats von allen Pro-
grammen, an denen er teilnimmt.
Artikel XXIV des Übereinkom-
mens findet Anwendung auf die
Rechte und Pflichten, die sich aus
diesen Programmen ergeben.
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(2) Der Beschluß nach Arti-
kel II Absatz 2, ein Programm
nicht fortzusetzen und der Rück-
tritt nach Artikel III Absatz 1 und
Absatz 4 Buchstabe b werden an
dem Tag wirksam, an dem der
Rat die in den genannten Artikeln
vorgesehenen Mitteilungen er-
hält.

(3) Ein Teilnehmerstaat, der
nach Artikel II Absatz 2
beschließt, ein Programm nicht
fortzusetzen oder nach Artikel III
Absatz 1 und Absatz 4 Buch-
stabe b von einem Programm
zurücktritt, behält die von den
Teilnehmerstaaten bis zum Tag
des Wirksamwerdens seines
Rücktritts erworbenen Rechte.
Nach diesem Zeitpunkt erwach-
sen ihm aus dem Teil des Pro-
gramms, an dem er nicht mehr
teilnimmt, keine weiteren Rechte
oder Pflichten. Er bleibt ver-
pflichtet, seinen Anteil an den
Ausgabemitteln zu tragen, die
den Verpflichtungsermächtigun-
gen entsprechen, welche im Rah-
men des Haushaltsplans des lau-
fenden oder der vorhergegange-
nen Rechnungsjahre für die
jeweils in der Durchführung
befindliche Programmphase ge-
nehmigt worden waren. Die Teil-
nehmerstaaten können jedoch in
der Erklärung einhellig überein-
kommen, daß ein Staat, der
beschließt, ein Programm nicht
fortzusetzen oder davon zurück-
tritt, verpflichtet bleibt, seinen
Gesamtanteil an dem anfängli-
chen Finanzrahmen oder an den
Finanzteilrahmen des Programms
zu tragen.

Artikel VI

(1) Die Teilnehmerstaaten kön-
nen mit der Zweidrittelmehrheit
aller Teilnehmerstaaten, die min-
destens zwei Drittel der Beiträge
zu dem Programm vertritt, die
Einstellung eines Programms
beschließen.

(2) Die Organisation notifiziert
den Teilnehmerstaaten den
Abschluß des Programms nach
Maßgabe der Durchführungsvor-
schriften; mit dem Eingang dieser
Notifikation treten die Durchfüh-
rungsvorschriften außer Kraft.
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ANLAGE IV

INTERNATIONALISIERUNG
NATIONALER PRO-

GRAMME

Artikel I

Wichtigstes Ziel der Internatio-
nalisierung nationaler Pro-
gramme ist es, daß jeder Mit-
gliedstaat den anderen Mitglied-
staaten die Möglichkeit bietet, im
Rahmen der Organisation an
jedem neuen zivilen Weltraum-
vorhaben teilzunehmen, das er
entweder allein oder in Zusam-
menarbeit mit einem anderen
Mitgliedstaat durchzuführen be-
absichtigt.

Dazu
a) notifiziert jeder Mitglied-

staat dem Generaldirektor
der Organisation jedes der-
artige Vorhaben vor Beginn
der Phase B (Projektdefini-
tionsphase) ;

b) sollen Zeitplan und Inhalt
der Vorschläge für die Teil-
nahme an einem Vorhaben
so gestaltet werden, daß die
anderen Mitgliedstaaten die
Möglichkeit haben, einen
wesentlichen Teil der damit
verbundenen Arbeit zu
übernehmen; etwaige
Gründe, die dem entgegen-
stehen, und etwaige Bedin-
gungen, welche der Mit-
gliedstaat, der das Vorha-
ben in die Wege leitet, an
die Zuteilung von Arbeiten
an andere Mitgliedstaaten
zu knüpfen wünscht, sind
der Organisation frühzeitig
mitzuteilen;

c) erläuten der Mitgliedstaat,
der das Vorhaben in die
Wege leitet, die für die
technische Durchführung
geplante Verfahrensweise
sowie die dafür maßgeben-
den Gründe;

d) bemüht sich der Mitglied-
staat, der das Vorhaben in
die Wege leitet, nach besten
Kräften, alle vernünftigen
Antworten unter dem Vor-
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behalt bei dem Vorhaben zu
berücksichtigen, daß im
Rahmen des durch die
Beschlüsse über das Vorha-
ben bedingten Zeitplans
Einvernehmen über die
Höhe der Kosten und die
Art der Kosten- und
Arbeitsteilung erzielt wird;
der Mitgliedstaat unterbrei-
tet danach einen förmlichen
Vorschlag nach Anlage III
des Übereinkommens,
sofern das Vorhaben nach
Maßgabe jener Anlage
durchgeführt werden soll;

e) die Durchführung eines
Vorhabens im Rahmen der
Organisation wird nicht
dadurch ausgeschlossen,
daß andere Mitgliedstaaten
nicht in dem von dem Mit-
gliedstaat, der das Vorha-
ben in die Wege leitet,
ursprünglich vorgeschlage-
nen Umfang daran teilneh-
men.

Artikel II

Die Mitgliedstaaten werden
nach besten Kräften dafür Sorge
tragen, daß die wissenschaftli-
chen, wirtschaftlichen oder indu-
striellen Ziele der Organisation
nicht durch zweiseitige oder
mehrseitige Weltraumvorhaben,
die sie in Zusammenarbeit mit
Nichtmitgliedstaaten unterneh-
men, beeinträchtigt werden. Ins-
besondere

a) unterrichten sie die Organi-
sation über derartige Vor-
haben, soweit sie nicht der
Ansicht sind, daß die Vor-
haben dadurch beeinträch-
tigt würden;

b) erörtern sie die der Organi-
sation mitgeteilten Vorha-
ben mit den anderen Mit-
gliedstaaten, um den Rah-
men für eine weitergehende
Teilnahme festzulegen.
Erweist sich eine weiterge-
hende Teilnahme als mög-
lich, so finden die in Arti-
kel I Buchstaben b bis e vor-
gesehenen Verfahren An-
wendung.
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ANLAGE V

INDUSTRIEPOLITIK

Artikel I

(1) Bei der Durchführung der
Industriepolitik nach Artikel VII
des Übereinkommens handelt der
Generaldirektor in Übereinstim-
mung mit dieser Anlage und den
Richtlinien des Rates.

(2) Der Rat beobachtet die Ent-
wicklung des Industriepotentials
und der Industriestruktur in
bezug auf die Tätigkeit der Orga-
nisation, insbesondere

a) die allgemeine Struktur und
Gruppierung der Industrie;

b) das wünschenswerte Maß
an Spezialisierung innerhalb
der Industrie und die
Methoden zu deren Erzie-
lung;

c) die Koordinierung der ein-
schlägigen Industriepolitik
der einzelnen Staaten;

d) die Wechselbeziehung zu
der einschlägigen Industrie-
politik anderer internatio-
naler Gremien;

e) das Verhältnis zwischen
industrieller Produktionska-
pazität und potentiellen
Märkten;

f) die Gestaltung der Kon-
takte zur Industrie,

um die Industriepolitik der Orga-
nisation verfolgen und gegebe-
nenfalls anpassen zu können.

Artikel II

(1) Bei der Vergabe aller Auf-
träge wird die Organisation die
Industrie und die Organisationen
der Mitgliedstaaten bevorzugen.
Jedoch sind innerhalb jedes fakul-
tativen Programms nach Arti-
kel V Absatz 1 Buchstabe b des
Übereinkommens die Industrie
und die Organisationen der Teil-
nehmerstaaten in erster Linie zu
bevorzugen.

(2) Der Rat entscheidet, ob und
inwieweit die Organisation von
der vorstehenden Vorzugsklausel
abweichen kann.
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(3) Die Frage, ob ein Unterneh-
men als einem der Mitgliedstaa-
ten angehörend anzusehen ist,
wird nach folgenden Kriterien
entschieden: geographische Lage
des Sitzes des Unternehmens, sei-
ner Entscheidungszentren und
Forschungszentren; Hoheitsge-
biet, in dem die Arbeit ausgeführt
werden soll. In Zweifelsfällen
entscheidet der Rat, ob ein
Unternehmen als einem der Mit-
gliedstaaten angehörend anzuse-
hen ist oder nicht.

Artikel III

(1) Der Generaldirektor legt
dem Rat in einem frühen Stadium
der Auftragsvergabe, bevor die
Ausschreibungen versandt wer-
den, seine Vorschläge für das
anzuwendende Beschaffungsver-
fahren für jeden Auftrag zur
Genehmigung vor,

a) der entweder einen Schätz-
wert hat, der oberhalb der
in den Vorschriften über die
Industriepolitik festzulegen-
den und von der Art der
Arbeiten abhängigen Gren-
zen liegt, oder

b) der nach Auffassung des
Generaldirektors von den
Vorschriften über die Indu-
striepolitik oder von den
durch den Rat festgelegten
zusätzlichen Richtlinien
nicht genügend erfaßt ist
oder der zu einem Konflikt
mit diesen Vorschriften
oder Richtlinien führen
könnte.

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe b
bezeichneten zusätzlichen Richt-
linen werden von Zeit zu Zeit
vom Rat aufgestellt, wenn er sie
zur Bestimmung der Bereiche, in
denen eine vorherige Vorlage an
den Rat nach Absatz 1 erforder-
lich ist, für zweckmäßig hält.

(3) Die Aufträge der Organisa-
tion werden vom Generaldirektor
ohne weitere Einschaltung des
Rates unmittelbar vergeben,
außer in folgenden Fällen:

a) Wenn sich aus der Bewer-
tung der eingegangenen
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Angebote ergibt, daß ein
Auftragnehmer empfohlen
werden sollte, dessen Wahl
entweder den vom Rat nach
Absatz 1 erteilten vorheri-
gen Weisungen oder einer
auf Grund der Untersu-
chungen des Rates nach
Artikel I Absatz 2 beschlos-
senen allgemeinen Richtli-
nie über Industriepolitik
widersprechen würde; in
diesem Fall legt der Gene-
raldirektor dem Rat die
Angelegenheit zur Entschei-
dung vor, erläutert, warum
er eine Abweichung für
erforderlich hält, und gibt
zu erkennen, ob eine andere
Entscheidung des Rates
technisch, betriebsmäßig
oder auf andere Weise eine
empfehlenswerte Alterna-
tive darstellen würde;

b) wenn der Rat aus besonde-
ren Gründen beschlossen
hat, vor Vergabe eines Auf-
trags eine Überprüfung vor-
zunehmen.

(4) Der Generaldirektor berich-
tet dem Rat in noch festzulegen-
den regelmäßigen Abständen
über die während des vorange-
gangenen Zeitabschnitts vergebe-
nen Aufträge und über die für
den folgenden Zeitabschnitt
geplanten Auftragsvergaben, um
dem Rat die Möglichkeit zu
geben, die Durchführung der
Industriepolitik der Organisation
zu verfolgen.

Artikel IV

Die geographische Verteilung
der gesamten Aufträge der Orga-
nisation bestimmt sich nach den
folgenden allgemeinen Vorschrif-
ten:

(1) Der Gesamtrückflußkoeffi-
zient eines Mitgliedstaates ist das
Verhältnis zwischen seinem pro-
zentualen Anteil am Gesamtwert
aller an die Mitgliedstaaten ver-
gebenen Aufträge und seinem
Gesamtbeitragsanteil. Bei der
Berechnung des Gesamtrückfluß-
koeffizienten bleiben jedoch Auf-
träge, die in den Mitgliedstaaten
im Rahmen eines Programms ver-
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geben und Beiträge, die von den
Mitgliedstaaten im Rahmen eines
Programms geleistet werden,
unberücksichtigt, wenn das Pro-
gramm

a) nach Artikel VIII des Über-
einkommens zur Gründung
einer Europäischen Welt-
raumforschungs-Organisa-
tion durchgeführt wird,
sofern die betreffende Ver-
einbarung diesbezügliche
Bestimmungen enthält oder
alle Teilnehmerstaaten dies
durch einstimmigen Be-
schluß vereinbaren;

b) nach Artikel V Absatz 1
Buchstabe b des Überein-
kommens durchgeführt
wird, sofern alle ursprüngli-
chen Teilnehmerstaaten
dies durch einstimmigen
Beschluß vereinbaren.

(2) Zur Berechnung des Rück-
flußkoeffizienten wird der Wert
jedes Auftrags nach seiner tech-
nologischen Bedeutung beurteilt.
Die Bewertungsfaktoren werden
vom Rat festgelegt. Bei einem
einzelnen Auftrag von erhebli-
chem Wert kann mehr als ein
Bewertungsfaktor angewendet
werden.

(3) Im Idealfall soll die Vertei-
lung der durch die Organisation
vergebenen Aufträge dazu füh-
ren, daß alle Staaten einen
Gesamtrückflußkoeffizienten von
1 haben.

(4) Die Rückflußkoeffizienten
werden vierteljährlich berechnet
und für die in Absatz 5 vorgese-
henen förmlichen Überprüfungen
kumulativ ausgewiesen.

(5) Alle drei Jahre finden förm-
liche Überprüfungen des Standes
der geographischen Verteilung
der Aufträge statt.

(6) Zwischen den Förmlichen
Überprüfungen sollten die Auf-
träge so verteilt werden, daß bei
jeder förmlichen Überprüfung
der kumulative Gesamtrückfluß-
koeffizient jedes Mitgliedstaates
nicht wesentlich vom Idealwert
abweicht. Für den ersten Dreijah-
resabschnitt wird die Unter-
grenze des kumulativen Rück-
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flußkoeffizienten auf 0,8 festge-
setzt. Bei jeder förmlichen Über-
prüfung kann der Rat die Unter-
grenze für den folgenden Drei-
jahresabschnitt neu festsetzen, sie
darf jedoch nie unter 0,8 liegen.

(7) Für verschiedene vom Rat
festzulegende Auftragskatego-
rien, insbesondere Aufträge für
fortgeschrittene Forschung und
Entwicklung sowie Aufträge für
projektbezogene Technologie,
werden gesonderte Bewertungen
des Rückflußkoeffizienten durch-
geführt und dem Rat mitgeteilt.
Der Generaldirektor erörtert
diese Bewertungen mit dem Rat
in noch festzulegenden regelmä-
ßigen Abständen, um die zur
Behebung etwaiger Unausgegli-
chenheiten erforderlichen Maß-
nahmen zu bestimmen.

Artikel V

(1) Ergibt sich bei einer der am
Ende jedes Dreijahresabschnitts
durchzuführenden förmlichen
Überprüfungen, daß der Gesamt-
rückflußkoeffizient eines Mit-
gliedstaates unter der in Arti-
kel IV Absatz 6 vorgesehenen
Untergrenze liegt, so macht der
Generaldirektor dem Rat Vor-
schläge für einen Ausgleich inner-
halb eines Jahres. Diese Vor-
schläge haben sich im Rahmen
der Regeln der Organisation für
die Auftragsvergabe zu halten.

(2) Ist nach Ablauf dieser Jah-
resfrist ein Ausgleich nicht
erfolgt, so legt der Generaldirek-
tor dem Rat Vorschläge vor, in
denen der Notwendigkeit des
Ausgleichs Vorrang vor den
Regeln der Organisation für die
Auftragsvergabe gegeben wird.

Artikel VI

Alle aus industriepolitischen
Gründen gefaßten Beschlüsse,
durch die bestimmte Unterneh-
men oder Organisationen eines
Mitgliedstaates vom Wettbewerb
um Aufträge der Organisation
auf einem bestimmten Gebiet aus-
geschlossen werden, bedürfen der
Zustimmung dieses Mitgliedstaa-
tes.
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ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, hierzu
gehörig befugten Bevollmächtig-
ten dieses Übereinkommen unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Paris, am
30. Mai 1975, in deutscher, engli-
scher, französischer, italienischer,
niederländischer, schwedischer
und spanischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv der französischen
Regierung hinterlegt wird; diese
übermittelt allen Unterzeichner-
staaten und allen beitretenden
Staaten beglaubigte Abschriften.

In anderen Amtssprachen der
Mitgliedstaaten abgefaßte Wort-
laute dieses Übereinkommens
werden durch einstimmigen
Beschluß aller Mitgliedstaaten
verbindlich gemacht. Diese Wort-
laute werden im Archiv der fran-
zösischen Regierung hinterlegt,
die allen Unterzeichnerstaaten
und allen beitretenden Staaten
beglaubigte Abschriften übermit-
telt.

Die Ratifikationsurkunde und die Beitrittsurkunde, die vom Bundespräsidenten unterzeichnet und
vom Bundeskanzler gegengezeichnet wurden, wurden am 19. Dezember 1986 beim Generaldirektor der
Europäischen Weltraumorganisation und am 30. Dezember 1986 bei der Französischen Regierung hinter-
legt; das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. XXI Abs. 1 für Österreich am 30. Dezember 1986 in
Kraft getreten.

Nach Mitteilung der Französischen Regierung haben folgende weitere Staaten das Übereinkommen
ratifiziert:

Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Frankreich, Irland, Italien, Niederlande, Norwe-
gen, Schweden, Schweiz, Spanien und das Vereinigte Königreich.

Vranitzky


